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Beginn der Sitzung: 12 Uhr 40 Minuten 

Vor s i t zen d e: Zweiter Präsident Dr. Li­
chal, Dritte Präsidentin Dr. Heide Schmidt. 

Präsident Dr. Lichal: Die Sitzung ist e r ö f f -
net. 

Ver hin der t sind die Abgeordneten Rie­
der, Dr. Puntigam, Burgstaller, Scheucher. 
Kerschbaum, Dr. Ilse Mertel und Dr. Keppelmül­
ler. 

Einwendungen gegen die Tagesordnung im 
Sinne des § 50 GO 

Präsident Dr. Lichal: Herr Abgeordneter Vog­
genhuber hat im Sinne des § 50 der Geschäftsord­
nung schriftlich Einwendungen gegen die ausge­
gebene Tagesordnung der 10. Sitzung erhoben. 

Ich trete diesen Einwendungen nicht bei, wes­
halb der Nationalrat zu entscheiden hat. 

Gemäß § 50 der Geschäftsordnung findet über 
solche Einwendungen eine Debatte statt, für die 
ich die Redezeit auf 5 Minuten beschränke. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter 
Voggenhuber. leh erteile es ihm unter neuerli­
chem Hinweis auf die Redezeitbeschränkung. 

C. . ..JI 
Abgeordneter Voggenhuber (Grüne): Herr 

Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren Abgeordneten! Was wir hier erleben, ist die 
Galavorstellung: Parlamentarismus der Großpar­
teien, zweiter Akt. 

Ich kann die Meinung des Herrn Klubob­
mannes Neisser, die Öffentlichkeit würde nicht 
verstehen, was hier abläuft, nicht teilen. leh mei­
ne, die Öffentlichkeit ist durchaus imstande, das 
Schmierentheater, das hier mit der Geschäftsord­
nung aufgeführt wird, mitzubekommen. Sie sind 
heute gezwungen, die vorgesehene Sitzung des 
Nationalrates von allen ordnungsgemäßen Tages­
ordnungspunkten "auszuplündern", die einver­
nehmlich in den letzten Wochen für die Sitzung 
dieses Nationalrates vorgesehen waren. Sie sind 
gezwungen, die in der Geschäftsordnung vorgese­
henen Fristen mit Zweidrittelmehrheit aufzuhe­
ben. Sie sind weiters gezwungen, die parlamenta­
rischen Rechte der Opposition drastisch einzu­
schränken. Sie sind zu einem Sitzungsgalopp ge­
zwungen. Sie sind dazu gezwungen, morgen eine 
Sitzung einzuberufen - ohne Tagesordnung. 

Sie sind weiters gezwungen, Blockredezeiten 
einzuführen. Sie werden gezwungen sein, im Aus­
schuß Redezeitbeschränkungen durchzuführen. 
Und Sie werden gezwungen sein, alle Repres-

sionsmaßnahmen gegen die Opposition dieses 
Hauses anzuwenden, und zwar in aller Brutalität 
und zum erstenmal in diesem Haus ohne jeden 
Konsens in der Präsidiale. Um was zu tun? - Um 
der Bevölkerung Österreichs das Recht zu neh­
men (Abg. He i 11 Z in ger: Sie silld nicht die Be­
rölkercmg.') , über eine Anderung strafgesetzlicher 
Schutzbestimmungen, über die Neutralität eine 
öffentliche Debatte abzuhalten, einen politischen 
Willen herauszubilden. 

Sie tun das, um das Parlament zu übergehen 
und um einen Initiativantrag, der gestern vormit­
tag den Abgeordneten dieses Hauses bekanntge­
worden ist, in 48 Stunden durch dieses Haus zu 
peitschen, ohne angemessene parlamentarische 
Debatte, ohne die Anhörung von Sachverständi­
gen in den Ausschüssen, ohne eine ausführliche 
Debatte im Plenum und im Justizausschuß. 

Das ist eine einmalige Vorgangsweise, und das 
bei einem Gesetz, das nicht irgendein Gesetz ist, 
sondern das die politische Identität Österreichs 
betrifft. 

Meine Damen und Herren von den Regierungs­
parteien! Und da hoffen Sie, daß dieser Eiertanz 
mit der Geschäftsordnung, dieser Überfall auf das 
Parlament, dieser Mißbrauch des Parlaments 
durch Abgeordnete selbst, die Tatsache, daß sich 
Abgeordnete der Regierung als Handlanger zur 
Verfügung stellen, daß diese ganze Schmierenko­
mödie der Öffentlichkeit verborgen bleibt. 

Meine Damen und Herren Abgeordneten! 
Heute und morgen hat dieses Haus zwei Themen 
zu klären: 

1. Wie steht das Parlament zur Neutralität und 
zum Kriegsmaterialgesetz? 

2. Wie steht dieses Haus zu den Grundprinzi­
pien des Parlamentarismus und zu einer fairen, 
angemessenen Behandlung im Parlament? 

Innerhalb von 24 Stunden gibt es eine Menge 
an Protesten aus allen Bereichen der Bevölke­
rung, und zwar bis in Ihre ei.genen Parteien hin­
ein: Proteste der Jungen SPO, Proteste von Pax 
Christi, Proteste von den Entwicklungshilfeorga­
nisationen, Proteste von Hunderten von Einzel­
personen gegen diese Vorgangsweise in diesem 
Parlament. 

Und ich frage Sie folgendes: Steht es wirklich 
dafür, daß hier Abgeordnete selbst den Parlamen­
tarismus in Frage stellen, ihren eigenen Bekennt­
nissen der letzten Monate zu einem stärkeren 
Parlament hohnsprechen? Steht es wirklich dafür, 
die Opposition hier zu knebeln? Steht es wirklich 
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Voggenhuber 

dafür, zwei Dutzend Ausnahmebestimmungen 
aus der Geschäftsordnung zu bemühen, ein Ge­
setz durchzupeitschen und der Regierung dieses 
Parlament als Büttel, als Vollzugsorgan ihres Wil­
lens zu übertragen? Steht all das wirklich dafür? 
(BeifaLL bei den Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Wenn wir hier die­
se mühsamen Geschäftsordnungsdebatten füh­
ren, so deshalb, weil wir Ihnen diese Entmündi­
gung des Parlaments vor der Öffentlichkeit so 
schwer wie möglich machen wollen. Wir werden 
Sie nicht daraus entlassen, alle Ihre Repressions­
instrumente zu verwenden: den Ausschuß zu kne­
beln, die Abgeordneten mit Redezeitbeschrän­
kungen zu knebeln. Sie werden vor aller Öffent­
lichkeit demonstrieren, daß Sie über dieses Parla­
ment hinwegfahren, daß Sie dieses Parlament ge­
rade für gut genug halten, als "Notar der Regie­
rung" diese Gesetze in 24 Stunden 
durchzupeitschen. 

Dieses erbärmliche Schauspiel, zu dem Sie sich 
entschlossen haben, werden Sie hier liefern. Dazu 
werden wir Sie zwingen, nämlich zu dem Einge­
ständnis, daß Ihnen dieses Parlament nichts wert 
ist, daß Sie von Ihren Abgeordneten nicht einmal 
verlangen, daß sie eine Gesetzesmaterie studie­
ren, daß sie Experten befragen können, daß sie 
Sachfragen stellen können ... 

Präsident Dr. Lichal: Herr Abgeordneter Vog­
genhuber, Sie müssen bitte zum Schluß kommen! 

Abgeordneter Voggenhuber (fortsetzend): Die­
se zwei Fragen werden heute im Parlament ent­
schieden: Wie halten Sie es mit dem Parlamenta­
rismus in Österreich? Wie halten Sie es mit der 
Neutralität? - Der Ansatz, den Sie dazu gewählt 
haben, ist wirklich außerordentlich kläglich. Das 
schadet nicht nur der Neutralität, sondern dem 
Parlamentarismus in Österreich. Daher unser 
heftigster Protest. (Beifall bei den Grünen.) 12..+8 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Schieder. Ich erteile es 
ihm. 

I2..J8 .. 
Abgeordneter Schieder (SPO): Herr Präsident! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gibt 
ein Sprichwort: Je schwächer die Argumente, de­
sto stärker die Worte. - Abgeordneter Voggen­
huber hat starke Worte gefunden. Er hat von 
"Schmierentheater" , "Brutalität", "Repression", 
"Mißbrauch" und so weiter gesprochen. 

Worum handelt es sich in Wirklichkeit? - Es 
handelt sich darum, daß eine Bestimmung der 
Geschäftsordnung geschäftsOl-dnungsgemäß an­
gewendet wird. Es ist das keine Ausnahmebestim­
mung, wie uns Voggenhuber weismachen wollte, 
keine Notbestimmung, sondern ein ganz regulä­
rer Paragraph der Geschäftsordnung, der zur An-

wendung kommt, da es Abgeordnete so wollen. 
Es ist dies daher kein Mißbrauch eines Mechanis­
mus, kein Gebrauch eines "Notmechanismus" , 
sondern es ist das eine ganz normale geschäfts­
ordnungsgemäße Vorgangsweise, wie sie von den 
Grünen schon sehr oft in diesem Hause gewählt 
wurde. 

Es kann doch nicht so sein, daß dann, wenn 
etwas von Ihrer Fraktion verwendet wird, das in 
Ordnung, gut ist, daß das ein demokratisches 
Recht ist, daß aber dann, wenn es irgend jemand 
anderer in diesem Hause wagt, denselben Para­
graphen anzusprechen, das plötzlich als "Miß­
brauch", als "Brutalität" und als "unfair" be­
zeichnet wird. So geht das nicht. 

Die Geschäftsordnung ist für alle da! Und Ge­
brauch von ihr zu machen ist keine Entmündi­
gung des Parlaments, sondern ein normaler parla­
mentarischer Vorgang. Daß in dieser Sache selbst 
auch keine Entmündigung des Parlamentes statt­
findet, wird die Öffentlichkeit ja sehen, denn sie 
wird sehen, wie sehr heute beziehungsweise mor­
gen, und zwar in aller Ausführlichkeit, inhaltlich 
über diese Fragen gesprochen werden wird. Wir 
werden daher den Einwendungen des Kollegen 
Voggenhuber nicht folgen. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 12.511 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Frau Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits. Ich 
erteile es ihr. 

12.50 
Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 

Postovane dame i gospode! Liebe Österreicherin­
nen und Österreicher! Worum es heute hier geht, 
das sind keine Geschäftsordnungstricks. Worum 
es heute geht, das ist Krieg oder Frieden. (Heiter­
keit bei SPÖ. ÖVP und FPÖ. - Abg. Dr. F lliz r­
m a fl 11: Wir elllscheiden das?) Hier geht es heute 
darum, daß unsere Fraktion - meine Freundin­
nen und Freunde da oben auf der Galerie - diese 
Vorgangsweise, durch welche die Österreicherin­
nen und Österreicher in Form ihrer Vertretung 
hier vergewaltigt werden, innerhalb von 24 Stun­
den einem Gesetz zuzustimmen, akzeptieren soll, 
wo draußen seit Tagen und Wochen Menschen 
protestieren, wo täglich unzählige Briefe kom­
men und uns die Leute bitten: Bitte, stimmt die­
ser Vorgangsweise nicht zu! Bitte, ihr seid die ein­
zigen, auf die wir uns verlassen können! Bitte, tut 
es nicht! 

Und Sie gehen her und werfen uns Geschäfts­
ordnungstricks vor?! Was wir im Sinne haben, ist 
ein absolut ernsthaftes Anliegen. Was wir wollen, 
ist, daß Österreich die Möglichkeit hat, über die 
Aufgabe und Preisgabe der österreichischen Neu­
tralität, über die Durchfuhr von Atomwaffen 
durch Österreich zu diskutieren. Wir wollen, daß 
die österreichische Bevölkerung in Form ihrer 
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Mag. Terezija Stoisits 

Vertretung hier die Möglichkeit hat, zu erfahren, 
was hier passiert, zu erfahren, was vielleicht mor­
gen schon sein kann, zu hören, was in diesem Ge­
setz steht, welche Absichten wahrlich dahinterste­
hen. Das ist es, was wir wollen. (Beifall bei dell 
Grünen.) Wir wollen keine Tricks anwenden. 

Und nun zu Ihrem Vorhalt, Herr Abgeordneter 
Schieder: Bitte nennen Sie mir jenes Gesetz, das 
die Grünen in den letzten vier Jahren in 24 Stun­
den durchgepeitscht haben! Bitte nennen Sie es 
mir! (Beifall bei den Grünen. Abg. 
Sc h i e der: Geschäftsordnullgseillwendllngen 
sind 1'011 euch sehr oft gekommen.' - Ruf bei der 
ÖVP: Wollen Sie größenwohmillnig I-verden?) Mir 
ist das nicht bekannt, und darum lasse ich mir 
hier von Ihnen nicht vorwerfen, daß wir Miß­
brauch treiben. Wenn hier jemand Mißbrauch 
treibt, dann sind es die zwei großen Blöcke hier, 
die "stille Regierungsvorlagen" in Form von In­
itiativanträgen einbringen. Nicht wir sind es, die 
hier Mißbrauch treiben. Wir wollen versuchen. 
unser Mandat. das wir hier haben. ernsthaft aus­
zuüben und der österreichischen Bevölkerung 
durch eine ausgedehnte und gute Debatte zu zei­
gen. worum es hier eigentlich geht. (Abg. Dr. 
Ne iss er: Es rerbietetlhllell niemand zu reden.') 

Aber damit sich die Damen und Herren im Ple­
num ein bißchen beruhigen, erlauben Sie mir, 
daß ich Ihnen etwas vorlese. (Ruf: Allfgeregt sind 
/lur Sie.') 

Bertolt Brecht. zum Wiener Völkerkongreß für 
den Frieden 1952: 

.,Das Gedächtnis der Menschen für erduldete 
Leiden ist erstaunlich kurz. Ihre Vorstellungsgabe 
für kommende Leiden ist fast noch geringer. Die­
se Abgestumpftheit ist es, die wir zu bekämpfen 
haben. Ihr äußerster Grad ist der Tod. Allzu viele 
kommen zu uns, heute schon wie Tote, wie Leute. 
die schon hinter sich haben, was wir noch vor uns 
haben, aber so wenig tun sie dagegen. Laßt uns 
das tausendmal Gesagte immer wieder sagen, da­
mit es nicht einmal zuwenig gesagt wurde! Laßt 
uns die Warnungen erneuern, und wenn sie schon 
wie Asche in unserem Mund sind, denn der 
Menschheit drohen Kriege, gegen welche die ver­
gangenen wie armselige Versuche sind. Und sie 
werden kommen. ohne jeden Zweifel, wenn de­
nen, die sie in aller Öffentlichkeit vorbereiten, 
nicht die Hände zerschlagen werden." (Beifall bei 
den Grünen. I 12.55 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Frau Abgeordnete Mag. Dr. Madeleine Pe­
trovic. Ich erteile es ihr. 

12.55 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 
Diese Geschäftsordnungsdebatte verdeckt das in 

Wahrheit dahinter stehende materielle Problem, 
nämlich die Frage, wie ernst Österreich seine in 
Verfassungsrang stehende immerwährende Neu­
tralität nimmt, oder ob auf Geheiß der Regierung 
bei der erstbesten Gelegenheit diese immerwäh­
rende Neutralität aufgeopfert werden soll. indem 
Österreich in einen Krieg - ein solcher ist es -
hineingezogen werden soll, der von den Östen-ei­
cherinnen und Österreichern nicht gewollt ist. . 

Auch Sie haben in Ihren Postfächern unzählige 
Briefe vorgefunden. auch Sie haben die Delega­
tionen von Schülern, von Studenten. von Leuten 
aus allen Teilen des Landes gesehen, die vor dem 
Haus gestanden sind und demonstriert haben. 
weil sie nicht wollen. daß Österreich in diesen 
Krieg hineingezogen wird. Und Sie setzen sich 
über alle parlamentarischen Gepflogenheiten 
hinweg, indem Sie dieses Gesetz durchpeitschen. 

Es gibt viele grüne Anträge - ich kann sie auf­
grund Ihrer Redezeitbeschränkung nicht ausfüh­
ren - in den Bereichen Friedenspolitik und Bun­
desheer, in den Bereichen Polizei. EG-Politik, 
Außenpolitik und Minderheitenpolitik, die über 
Jahre hinweg nicht einmal einem Ausschuß zuge­
wiesen wurden. Da werfen Sie uns vor, daß wir 
uns beschweren und aufzeigen. wie skandalös es 
ist. daß Sie hier in 24 Stunden - ohne ordentli­
che Debatte - die österreichische Neutralität 
aufs Spiel setzen. 

Das Strafgesetzbuch ist nicht irgendein Gesetz­
buch. Es ist zwar formal ein einfaches Gesetz, es 
ist aber materiell ganz besonders bedeutend im 
Hinblick auf die Rechtssicherheit und auf die 
Rechtsstaatlichkeit. Die Bürgerinnen und Bürger 
müssen darauf vertrauen können: Was Rechtens 
ist in diesem Staat. das darf nicht über Nacht ge­
ändert werden. 

In Wahrheit verschleiern Sie dadurch, daß die 
Bundesregierung andauernd jetzt drauf und dran 
ist. das Strafgesetz zu brechen. In Wahrheit haben 
Sie Angst, die nächsten Regierungsmitglieder an 
die Strafgerichtsbarkeit zu verlieren. (Beifall bei 
den Grünen.) 

Sie benützen dieses Parlament als Instrument 
dazu, Ihre Vorgangsweise zu rechtfertigen. Ich 
habe es Ihnen vorher schon gesagt, aber Sie wol­
len es offensichtlich wirklich, daß ein altbekann­
tes Sprichwort bald schon heißt: "Die kleinen 
Gauner hängt man, die großen ändern sich das 
Strafgesetzbuch selbst." (Beifall bei den Grünen.) 

Im übrigen bin ich der Meinung, daß Tierver­
suche aufgrund ihrer verheerenden Auswirkun­
gen auf Menschen und Mitwelt abzuschaffen sind. 
(Beifall bei den Grünen.) 12.58 
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Präsident Dr. Lichal 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Frau Abgeordnete Mag. Marijana Grandits. 
Ich erteile es ihr. 

12.58 
Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
wundere mich über die fehlende Sensibilität und 
über das fehlende Einschätzungsvermögen unse­
rer Bundesregierung. 

Meine Vorrednerinnen und -redner haben 
schon darauf hingewiesen, daß wahrscheinlich 
alle hier im Plenarsaal versammelten Abgeordne­
ten dieselben Protestbriefe und Ansuchen erhal­
ten haben wie auch wir. Und hier tut man so, als 
würde ganz Österreich der Änderung unserer 
Neutralität und des Strafgesetzbuches entgegen­
fiebern, als würde die Bevölkerung darauf warten, 
bei diesem Krieg mitzumachen, und als würde das 
eine ganz kleine harmlose, nebensächliche Ange­
legenheit sein, derentwegen man Tagesordnungen 
umschmeißen könnte. Wichtige Angelegenheiten, 
wie zum Beispiel den Zustandsbericht über den 
österreichischen Wald, kehrt man einfach vom 
Tisch bis zum nächsten Mal und ähnliches mehr. 

All das geschieht mit dem Argument: Wir müs­
sen ja internationale Solidarität wahren. 

Ich möchte Ihnen sagen, daß die Menschen 
draußen, daß die Österreicherinnen und Öster­
reicher sehr wohl verstanden haben und ganz ge­
nau wissen, worum es geht. Es geht um die öster­
reichische Identität, um die Frage, wie in Zukunft 
dieses Verständnis eines immerwährend neutra­
len Staates auch international gewertet werden 
kann. 

Da Sie all diese Protestbriefe negieren und an­
scheinend nicht wahrhaben möchten, will ich nur 
einige zitieren: 

"Mit Bestürzung habe ich vernommen, daß am 
nächsten Mittwoch im österreichischen National­
rat eine Änderung des Kriegsmaterialien- und 
Strafgesetzes stattfinden soll, mit der anläßlich 
des Konfliktes im Golf die Teilnahme an Polizei­
aktionen der UNO als neutralitätskonform er­
klärt werden soll. Ohne von der UNO dazu aufge­
fordert zu sein, scheinen österreichische Parla­
mentarier bereit zu sein, im vorauseilenden Ge­
horsam Österreich von der bewährten Funktion 
eines Vermittlers in internationalen Konflikten in 
die einer Konfliktpartei zu bringen." Versehen 
mit 50 Unterschriften aus den verschiedensten 
sozialen und politischen Lagern Österreichs. 

Ein anderes Beispiel - ist übrigens ergangen 
an alle Klubs des Parlaments -: 

"Mit Bestürzung nehmen wir das Verhalten der 
Republik Österreich in der Golfkrise zur Kennt­
nis. Anstatt seiner Rolle als neutraler Staat mit 

Friedensvorschlägen und Vermittlungsinitiativen, 
die auf unmißverständliche, aber gewaltfreie 
Maßnahmen gegen die unentschuldbare Völker­
verletzung durch den Irak abzielen, gerecht zu 
werden, paßt Österreich nationale Gesetze, die 
als Interpretation unserer Neutralität zu verste­
hen sind. nach Opportunität den internationalen 
Machtverhältnissen an." - Der Österreichische 
Informationsdienst für Entwicklungspolitik, ähi1-
Iiche Briefe von anderen entwicklungspolitischen 
Organisationen. 

Eine Aussendung von Pax Christi. 15. Jänner 
1991: 

"Die Wiener Sektion der kirchlichen Friedens­
bewegung Pax Christi warnte Dienstag in einer an 
Bundeskanzler Franz Vranitzky übermittelten 
Stellungnahme davor, die österreichische Neutra­
lität aufzuweichen. Wir brauchen uns weder als 
Mitglied der UNO noch als EG-Kandidat für un­
sere Neutralität zu entschuldigen. Ganz im Ge­
genteil, Österreich sollte auf seine Neutralität 
stolz sein und laut seine Stimme gegen jedes Un­
recht erheben." 

Noch ein letzter Hinweis. Auch Sie, meine Kol­
leginnen und Kollegen von der SPÖ, sollten die 
eigenen Proteste kennen. Die Junge Generation 
hat uns alle hier im Saal aufgefordert, dieser Än­
derung des Kriegsmaterialiengesetzes aufgrund 
eier besonderen Vorgangsweise nicht zuzustim­
men. Soweit ich aus elen Medien erfahren habe, 
liegt eine ähnliche Forderung der SPÖ Vorarl­
berg vor, die auch ihre Abgeordneten bittet, sol­
chen Gesetzen nicht zuzustimmen. (Beifall bei 
den Grünen.) Da werfen Sie uns, der Opposi­
tionspartei. Aggression und nicht gerechte Vor­
gangsweisen vor? 

Ich frage mich: Sind Sie alle so blind und wol­
len überhaupt nicht mehr wahrhaben, was sich in 
Österreich tut? Denn die Leute draußen wissen 
genau, worum es geht. Anscheinend will man das 
hier herinnen und in eier österreichischen Bun­
desregierung nicht wahrhaben. I Beifall bei den 
Grünen.) 13J).f. 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter WabL Ich erteile es ihm. 

l3.0.f. 

Abgeordneter Wabl (Grüne): Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Schieder hat uns hier 
in wunderbarer Redekunst gezeigt, wie einfach 
die Welt ist. Einmal benützen die einen die Ge­
schäftsordnung und einmal halt die anderen. Ein­
mal schauen die ganz genau hinein in das Ge­
schäftsordnungsgesetz und einmal halt die ande­
ren. (Abg. Sc h i e der: Alle Abgeordneten sind 
gLeich! Es gibt keine gleicheren.' Da ist kein 
SnowbaLL und kein Napoleon.') Alle Abgeordneten 
sind gleich. Es gibt aber - und das dürfte dem 
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Abgeordneten Schieder entgangen sein - Abge­
ordnete, die bringen hier in diesem Haus Anträge 
ein, sitzen für einen solchen Antrag mit Fachleu­
ten, Wissenschaftlern, Aktivisten monatelang zu­
sammen, schreiben diesen Antrag und bringen 
ihm hier in diesem Hohen Haus ein. Dieser An­
trag wird dann wohl zugewiesen, weil das ja nicht 
zu vermeiden ist, kommt also in einen Ausschuß 
hinein. Dann gibt es auch wieder Fristen - sechs 
Monate, glaube ich -. dann muß er einmal auf 
die Tagesordnung. Dann denkt man sich: Was 
macht man mit diesem lästigen Antrag der Oppo­
sition? Die haben sich zwar hingesetzt. sind mo­
natelang dabei gesessen und haben gearbeitet, was 
macht man mit solch einem Antrag? Die "Ge­
schäftsordnungskönige" der SPÖ und der ÖVP 
wissen, was man da tut: Man gründet einen Un­
terausschuß, der dann bis zum Sankt-Nimmer­
leins-Tag vertagt wird! 

So kommt es, daß zwar alle Abgeordneten hier 
gleich sind, Herr Schieder, Herr Voggenhuber 
und Herr Steinbauer, aber die Anträge der Grü­
nen, die liegen satte vier Jahre ab. Das ist der 
kleine Unterschied, Herr Abgeordneter Schieder. 
aber das ist nicht unbedingt Gegenstand der heu­
tigen Problematik. 

Meine Damen und Herren! Frau Kollegin Stoi­
sits hat ja schon gesagt, es geht um Krieg und 
Frieden, und hat das so vorgetragen, daß sich ei­
nige offensichtlich aufgrund ihrer Gemüts- oder 
sonstigen Lage bemüßigt gefühlt haben. darüber 
zu lachen. 

Meine Damen und Herren! Dieses Gelächter 
verstehe ich sehr wohl. Unser Beitrag in dieser 
ganzen Auseinandersetzung kann nur bescheiden 
sein. Unser Beitrag in dieser Auseinandersetzung, 
wo es um Krieg und Frieden geht, kann nur ganz, 
ganz winzig sein, unserem Land entsprechend. 
unserem neutralen Land entsprechend. Aber, daß 
wir nicht bereit sind, diesen Beitrag für den Frie­
den, einen Beitrag, den wir leisten könnten, gut 
zu überlegen, gut zu durchdenken, in der breiten 
Öffentlichkeit zu diskutieren, das, meine Damen 
und Herren, kann ich nicht verstehen. Ich verste­
he das Gelächter: Was sollten denn wir Östen'ei­
eher, wir armen Würstel, tun? Was sollen wir den 
in diesem großen Welttheater machen. wenn der 
Herr Bush und der Herr Hussein meinen ... ? 

Meine Damen und Herren! Es steht für die 
Grünen außer Streit, daß Österreich alle Sanktio­
nen, alle Maßnahmen, die einen kriminellen Dik­
tator hindern sollen, weitere Aggressionen durch­
zuführen und weitere MenschenrechtsverIetzun­
gen durchzuführen, mittragen soll. Wir unterstüt­
zen alles, mit Ausnahme einer einzigen Sanktion, 
nämlich der des Krieges. 

Es ist nicht so, wie einige hier der Öffentlich­
keit weismachen wollen. daß es bereits ein inter-

nationales Sicherheitssystem geben würde. ver­
gleichbar mit den nationalen Sicherheitssystemen 
Polizei oder ähnlichem, wo sozusagen dann eine 
Exekutive etwas exekutiert und der UNO-Gene­
ralsekretär sozusagen der Feldherr bei dieser 
Sanktion. bei dieser Polizeiaktion, wäre. Nein, 
meine Damen und Herren. das haben wir nicht, 
sondern wir haben eine Weltmacht, die in ver­
schiedenen Ländern verschiedene moralische und 
politische Maßstäbe anlegt. Wie es ein ehemaliger 
Präsident der Vereinigten Staaten deutlich ausge­
drückt hat: Es geht hier den Vereinigten Staaten 
nur um wirtschaftliche Angelegenheiten. Das, 
was Sie hier suggerieren, findet nicht statt. 

Jetzt kommt Ihr bescheidener Vorschlag. Ihr 
bescheidener Beitrag zu dem. was hier unter 
"Kriegsangst" als Schlagzeile steht. Ihr bescheide­
ner Beitrag ist, auch wenn er nur ganz. ganz klein 
ist: Wir sagen ja dazu, daß Kriegsmaterial über 
österreichisches Territorium geflogen wird. 

Warum schauen Sie denn nicht in die Schweiz, 
die eine ganz klare deutliche Haltung hat? War­
um wollen Sie denn diesen bescheidenen, fahrläs­
sigen. meines Erachtens unverantwortlichen Bei­
trag leisten? 

Ich möchte Sie ersuchen, darüber noch nachzu­
denken. Ihr Beitrag wird vielleicht dann in den 
Geschichtsbüchern nur in einer Fußnote erwähnt 
werden. Österreich hat seine Neutralität preisge­
geben, und der österreichische Nationalrat hat in 
einer sehr eiligen Sitzung dieses ermöglicht. I Bei­
fall bei den Grünen.) 13.09 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet ist 
Frau Abgeordnete Christine Heindl. Ich erteile es 
ihr. 

/3.10 

Abgeordnete Christine Heindl (Grüne): Meine 
Damen und Herren! Hohes Haus! "Mit Bestür­
zung nehmen wir das Verhalten der Republik 
Österreich in der Golfkrise zur Kenntnis. Anstatt 
seiner Rolle als neutraler Staat mit Friedensvor­
schlägen und Vermittlungsinitiativen, die auf un­
mißverständliche, aber gewaItfreie Maßnahmen 
gegen die unentschuldbare VölkerrechtsverIet­
zung durch den Irak abzielen, gerecht zu werden, 
paßt Österreich nationale Gesetze, die als Inter­
pretation unserer Neutralität zu verstehen sind, 
nach Opportunität den internationalen Machtver­
hältnissen an. 

Durch die Liberalisierung des Kriegsmaterial­
gesetzes werden österreichische Waffenlieferun­
gen in das Krisengebiet am Golf ermöglicht. Fra­
gen von Krieg und Frieden sind Gewissensent­
scheidungen. von denen keine Klubloyalität dis­
pensiert. Wir fordern Sie daher auf - eindring­
lich -, der Gesetzesänderung nicht zuzustimmen 
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oder zumindest aus Protest gegen diese Abstim­
mung den Raum zu verlassen. 

Maßnahmen zur Schadensbegrenzung und die 
Vorbereitung auf den Ernstfall können eine klare 
und konsequente Friedenspolitik und die Umset­
zung des UNO-Prinzips ,Abrüstung für Entwick­
lung' nicht ersetzen. Dazu gehört auch das Ein­
treten für die sofortige Abhaltung einer umfas­
senden Konferenz für Sicherheit und Zusammen­
arbeit im Nahen Osten." 

Meine Damen und Herren! Ich habe das, wie 
Sie hoffentlich bemerkt haben, gelesen. Es war 
nicht meine freie Rede. Es ist die Aufforderung 
des Österreichischen Informationsdienstes fi.i~ 
Entwicklungspolitik. Meine Kollegen haben im­
mer wieder betont, wie viele Menschen uns aufru­
fen, diesen Gesetzesänderungen nicht zuzustim­
men, alles zu tun, um sie zu verhindern. In dieser 
Organisation für Entwicklungspolitik sitzen auch 
Abgeordnete und Regierungsmitglieder. Abge­
ordneter Svihalek und Dr. Peter lankowitsch. 

Ich würde Sie auffordern, entweder dieser Auf­
forderung nachzukommen und auch heute zu 
trachten. daß diese Maßnahmen nicht gesetzt 
werden, daß hier nicht derartige Dinge in 
24 Stunden durchgepeitscht werden, oder eben 
aus dem Beirat zurückzutreten und klar lind 
deutlich der Öffentlichkeit zu erklären, daß Frie­
de für österreichische Abgeordnete kein Wert ist, 
um den es sich zu kämpfen lohnt. (Beifall bei den 
Grilnen.) 

Ich glaube, daß wir es uns nicht so leicht ma­
chen können wie manche Schulbuchautoren -
das ist jetzt vielleicht ein sehr kleiner Vergleich, 
wenn man bedenkt, daß es jetzt um Leben und 
Tod geht -. die einfach in Schulbüchern alle Sät­
ze wie: Wir können der EG nicht beitreten, weil 
wir neutral sind, bei der nächsten Ausgabe her­
ausstreichen. Genau dieses schnelle Ho-ruck­
Herausstreichen der Neutralität aus dem Selbst­
verständnis des Staates Österreich soll hier und 
heute passieren. 

Das ist eine Entmündigung des Parlaments, ge­
gen die wir uns als Fraktion der Grünen Alterna­
tive auch im Namen all derjenigen, die in den 
letzten Tagen sehr laut und sehr intensiv dagegen 
protestiert haben, zur Wehr setzen. Ich verwahre 
mich im Namen der Grünen Alternative gegen 
die Entmündigung jedes einzelnen Abgeordne­
ten. 

Wir werden hier reduziert auf eine Tagesord­
nung, bei der ich mich frage: Ist das bitte unsere 
Arbeit als Parlamentarier? Ist das unsere Ausein­
andersetzung, unser ernsthaftes Tun hier in die­
sem Hohen Haus? Wir gelten als Spitzenpolitiker. 
Wo ist hier bitte der Parlamentarismus? Wo ist 
mein Arbeitsgebiet? Wo haben wir Möglichkei-

ten, die Anliegen, die die österreichische Bevölke­
rung hat, wirklich ernst zu nehmen, in die Dis­
kussion einzubringen? 

Wir werden reduziert mit Redezeitbeschrän­
kungen, wir werden reduziert auf Tagesordnun­
gen, die aus Fragestunden bestehen, nur um jetzt 
Maßnahmen zu setzen, die im vorauseilenden 
Gehorsam unserer Bundesregierung möglicher­
weise zu verstehen sind, die aber nicht zu verste­
hen sind mit dem Selbstbewußtsein von Parla­
mentariern. 

Wir haben bei der letzten Monsterregierungs­
erklärung sehr viele schöne Worte gehört, die Ta­
ten dahinter erleben wir heute. Die schönen Wor­
te waren "starke Parlamente". wie der Herr Bun­
deskanzler immer wieder betont hat. Nur, die 
starken Parlamente bestehen heute darin, daß wir 
hier sitzen, alle unsere wichtigen Anliegen nicht 
diskutiert werden, aber Gesetze, die derart ein­
schneidende Maßnahmen treffen, einfach durch­
gepeitscht werden. Wir müssen einfach ja und 
amen dazu sagen. 

Als emanzipierte und wirklich freie Mandatarin 
fordere ich jeden einzelnen auf, bei diesem bösen 
Spiel nicht mitzumachen. 

Ich möchte noch einmal zurückgehen auf die­
sen Punkt, als ich Lehrerin war. Es heißt immer 
wieder, wir würden - das sind Angriffe gegen 
Lehrer ... 

Präsident Dr. Lichal: Frau Abgeordnete! Sie 
müssen leider zum Schluß kommen. Ihre Rede­
zeit ist zu Ende! 

Abgeordnete Christine Heindl (fortsetzend): 
... im Bereich politische Bildung "Märchenstun­
den" abhalten. Was ich hier heute erlebe, ist nicht 
das Abhalten einer Märchenstunde in einer Schu­
le, wo man sich vielleicht Fehler erlauben darf, 
sondern hier geschieht Politik, hier wird entschie­
den, und da sollte man sich auf ein wesentlich 
höheres Niveau begeben, um nicht steckenzublei­
ben in Übungen der Entmündigung, die wir heute 
hier betreiben. Das, was heute hier passiert, wird 
dann nicht mit einer Note zwischen 1 und 5 be­
wertet, sondern hier wird bewertet mit: Ist Öster­
reich jetzt weiter ein neutraler Staat, tritt Öster­
reich für den Frieden ein, oder tritt Österreich 
für eine Kriegsmaschinerie ein? Das wird heute 
hier entschieden. 

Ich glaube, es wäre wirklich wert, sich das be­
wußtzumachen und nicht so zu tun, als ob es hier 
um nichts anderes ginge als zu sehen, wie stark 
die Grünen sind und ob sie sich durchsetzen kön­
nen oder nicht. (Beifall bei den Grünen.) J 3.15 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Anschober. Ich erteile es 
ihm. 
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13./6 
Abgeordneter Anschober (Grüne): Meine Da­

men und Herren! Hohes Haus! Ich bin jetzt drei 
Monate in diesem Hohen Haus. arbeite seit drei 
Monaten hier, und was ich in diesen drei Monaten 
gehört habe, war von der Rhetorik her manchmal 
wirklich begrüßenswert. Da wurde davon gespro­
chen. daß es lange vorbei ist, daß die herrschende 
Politik in Österreich von der Durchziehermenta­
lität beherrscht wird. Es wurde viel gesprochen 
und viel versprochen bei der Regierungserklä­
rung über die Mündigmachung un~~ die Entfesse­
lung dieses Parlamentarismus in Osterreich. Da 
wurde auch über die Würde dieses Hohen Hauses 
viel gesprochen, und dies zu meiner Ansicht nach 
manchmal sehr fragwürdigen Anlässen. 

Was hier und heute passiert, das ist die größte 
Verletzung der Würde dieses Parlamentarismus 
und dieses Hohen Hauses in den letzten Jahren. 
Was hier passiert, das ist das Durchziehen und 
Überwälzen von zwei politisch schwerwiegenden 
Schlüsselfragen innerhalb von 24 Stunden. Sie 
wollen behaupten, daß 24 Stunden ausreichend 
sind. die Schwerpunktfragen von Neutralität und 
Parlamentarismus ausführlich zu diskutieren. 
24 Stunden für ein Kriegswaffenexportgesetz, das 
diese Neutralität schwerwiegend beeinträchtigt 
und beeinflußt! Darüber kann und darf doch bitte 
sehr kein Zweifel herrschen, daß in dieser kurzen 
Zeit eine ausführliche, ausreichende Debatte un­
möglich ist. 

Wenn Sie diese einschneidende Veränderung 
der Neutralität, des eigentlichen Schlüssels dieses 
Landes, auch des sicherheitspolitischen Schlüssels 
dieses Landes, so fortsetzen. so machen Sie sich 
hier zum politischen Steigbügelhalter einerseits 
einer Waffenindustrie in Osten'eich, die wieder 
mit neuen Spekulationen. mit neuen gewinn­
trächtigen Überlegungen auf der Bühne ist. und 
Sie machen sich zum politischen Steigbügelhalter 
jener. die sich seit Monaten. seit Jahren als Neu­
tralitätsaushöhler in dieser politischen Landschaft 
bemerkbar machen. 

Wenn dieses Parlament diese Selbstknebelung 
akzeptiert, degradiert es sich zur Vollzugsanstalt, 
zum Vollzugsorgan einer Regierung und zur un­
demokratischen Dampfwalze. (Beifall bei den 
Grünen. ) 

Es ist doch bezeichnend, daß Sie in diesen bei­
den entscheidenden Schlüsselfragen mit diesen 
Geschäftsordnungstricks, mit dieser Durchzieher­
mentalität natürlich schlicht und einfach vermei­
den wollen. daß eine öffentliche Diskussion zu 
diesem Thema stattfindet. Die wollen Sie vermei­
den. davor haben Sie Angst, der gehen Sie aus 
dem Weg, deswegen wollen Sie abkürzen. Glau­
ben Sie denn wirklich, daß diese Beschlußfassung 
des neuen Kriegsmaterialienexportgesetzes dann 

noch möglich wäre, wenn dieser drohende Krieg 
bereits stattfindet? - Sie wissen genau, daß das 
dann nicht mehr möglich ist. Deswegen diese 
Eile, deswegen dieser Druck! 

Es geht hier um Krieg und Frieden. Manche 
Leute haben hier - und das hat mich wirklich 
erschauern lassen - mit Gelächter geantwortet 
auf diese Feststellung der Frau Abgeordneten 
Stoisits. Es geht um Krieg und Frieden für Men­
schen. es geht um Krieg und Frieden für die Na­
tur. es geht auch um die Frage einer drohenden 
unabschätzbaren ökologischen Katastrophe. 

Niemand kennt die Dimensionen. Niemand 
weiß, ob die Vorhersagen einer drohenden Kli­
makatastrophe zum Beispiel stimmen. All das 
wird in 24 Stunden diskutiert. Der österreichische 
Beitrag zu dieser Frage ist ein Beitrag. der voller 
Zynismus die Neutralität in Frage stellt, ist ein 
Beitrag zur Unterstützung eines Krieges. 

Meine Damen und Herren! Dieses Signal läßt 
mich erschauern, deprimiert mich und ängstigt 
mich. (Beifall bei den Grünen.) /3.::1 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Dr. Pilz. Ich erteile es 
ihm. 

/3.:: / 
Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Na, das "sehr ver­
ehrt" können wir am heutigen Tag eigentlich ru­
hig streichen: Meine Damen und Herren! (Abg. 
Sc h i e der: Das "meine" kÖllnen Sie auch su"ei­
chen.') Sie haben es geschafft, in zwei Tagen, am 
heutigen Tag und am morgigen Tag, dieses Öster­
reich, diese Republik, die Sie politisch vertreten 
sollen, zu einer Bananenrepublik zu machen. Sie 
haben zwei Gründe dafür, und Sie trauen sich 
nicht, diese Gründe auszusprechen. 

Grund Nummer eins: Es gibt - das wissen wir 
alle - enormen Druck von seiten der USA, öster­
reichische Gesetze zu verändern, daß Österreich 
- zumindest indirekt - einen Beitrag zur Ag­
gression am Golf leistet, zum bevorstehenden 
Massenmord. zur Massenschlächterei am Persi­
schen Golf. 

Die meisten von Ihnen wissen nicht, was im 
Außenpolitischen Rat passiert ist, daß unsere au­
ßenpolitische Sprecherin Marijana Grandits dort 
den Antrag gestellt hat, Österreich möge doch 
Schritte unternehmen, den Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen einzuberufen. Aber unser 
Außenminister hat in seiner unnachahmlichen 
Art eine politische Erklärung mit folgendem In­
halt abgegeben: "Na, Frau Abgeordnete, das geht 
ja nicht, denn dann wären ja die Amerikaner 
bös." Das ist der erste Grund. (Abg. lngrid Ti­
c h y - Sc h red e r: Sie warenl1icht dabei.' - Abg. 
Dr. K Ö n i g: Das ist unrichtig!) Die Amerikaner 
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k ö n nt e n böse sein, und deswegen ... IAbg. 
Dr. K ö 11 i g: Ich war dabei. Sie nielli!) Wissen Sie, 
was, Herr Dr. König: Jemand, der wie Sie alle 
Arten von Menschenrechten, die es auf dieser 
Welt nur gibt. für Regimes wie zum Beispiel Süd­
afrika. mit den Füßen getreten hat IAbg. Dr. 
Sc Iz It' im 111 er: Da gehört ein Ordnungsruf.'i. hat 
kein Recht, das zu korrigieren. was eine Grün­
Abgeordnete. die im Gegensatz zu vielen anderen 
hier in diesem Hohen Hause immer der Wahrheit 
verpflichtet war. der Öffentlichkeit erklärt. ir­
gendwo noch zu korrigieren. Das ist einmal der 
erste Punkt. 

Sie taumeln politisch hinter den Amerikanern 
in einem Ölkrieg nach und sind bereit, dafür alles, 
was es an Grundgesetzen und Grundwerten in 
dieser Republik gibt, über Bord zu werfen. 

Zweitens: Sie haben aus NORICUM eines ge­
lernt: daß man, wenn man Waffen verschiebt 
oder an internationalen Waffenschiebereien be­
teiligt ist. und seien es "nur" - unter Anfüh­
rungszeichen - Tausende Kriegsmaterialliefe­
rungen der USA über österreichisches Hoheitsge­
biet an den Golf. sich die Gesetze zurechtbiegen 
muß. um nicht für Verletzungen der Neutralität 
und eies Kriegsmaterialgesetzes ins Gefängnis zu 
müssen. Sie "schustern" sich österreichische Ge­
setze zurecht. um etwas begehen zu können, was 
nach heutigem Rechtsstand schwer kriminell ist. 
Eine Bundesregierung. die in ungefähr 
1 500 Fällen in den letzten Monaten schwer kri­
minell geworden ist und Verbrechen gegen die 
Neutralität und das Kriegsmaterialgesetz began­
gen hat, will das jetzt hier unter Mißbrauch und 
Vergewaltigung der parlamentarischen Ge­
schäftsordnung reparieren. (Beifall bei den Grü­
nen.) 

Sie machen Österreich zu einer Bananenrepu­
lik von Waffenschiebern und von amerikanischen 
Kriegshetzern. Das ist der Punkt, warum Sie die 
Tagesordnung schwerst mißbrauchen. Hier sitzen 
141 "Bananenparlamentarier" , die die letzte Ach­
tung vor diesem Parlament verloren haben, 
141 Bananenparlamentarier, die nicht bereit sind, 
dieses Haus und seine Regeln zu achten. I Zwi­
schenrufe.) Ich werde es Ihnen noch ... 

Präsident Dr. Lichal: Herr Abgeordneter Dr. 
Pilz! Bitte mäßigen Sie sich etwas in Ihrer Aus­
drucksweise. 

Abgeordneter Dr. Pilz (fortsetzend): Ich habe 
Gründe, Herr Präsident, mich nicht zu mäßigen. 
Ich habe Ihnen etwas mitgebracht. Wissen Sie, 
was das ist? Das ist ein Näpfchen (der Redner 
zeigt es). ein Teil einer Patrone. Das hat mir ein 
österreichischer Arbeiter aus dem Irak mitge­
bracht. Das wird von österreichischen Firmen 
und österreich ischen Arbeitskräften im Irak ge-

fertigt. Mit diesen Patronen will Saddam Hussein 
jetzt seinen Ölkrieg führen. 

Ich werde Ihnen morgen Dokumente vorlegen, 
die den Verdacht nähren. daß österreichische Fir­
men an Chemielieferungen für die Giftgaspro­
duktion im Irak beteiligt sind. Und ich weiß ganz 
genau, warum Sie etwa seit Monaten verhindern, 
daß eine Aufstellung österreichischer Chemielie­
ferungen an den Irak die Öffentlichkeit erreicht. 

Meine Damen und Herren! Ich werde nicht 
lockerlassen. Mit Ihren Gesetzesmanipulationen 
in diesem Haus, die streng geschäftsordnungsge­
mäß sind, werden Sie nicht erfolgreich sein in Ih­
rem Bemühen, hier zu verschleiern, daß Öster­
reich in höchstem Maße unter Mitwirkung der 
Bundesregierung kriminell geworden ist. 

Ein letztes Wort zu Ihnen, Herr Bundeskanz­
ler: Sie haben bereits einmal in diesem Jahr in 
einer Situation, wo Österreich größte Gefahr ge­
droht hat, Ihre Kinder vorgeschickt. Das war in 
der Sache Bohunice der Fall. wo Sie selbst kläg­
lich versagt haben. Es sind dann die Vranitzky­
Kinder vorgeschickt worden. um das Problem zu 
lösen. 

Ich ersuche Sie nur, über eines nachzudenken: 
Wären es nicht Araber und schlechtbezahlte ame­
rikanische Soldaten, sondern wäre es Ihr Sohn, 
der jetzt im Golfkrieg sein Leben für Erdöl aufs 
Spiel setzen müßte, würden Sie dann politisch 
auch so entscheiden? Ich frage Sie, ob Sie das Le­
ben eines Ihnen Nahestehenden mit dieser Leicht­
fertigkeit, mit dieser Schlampigkeit und mit die­
ser groben Fahrlässigkeit aufs Spiel setzen wür­
den. Aber es geht nur um Zehntausende Araber, 
und es geht nur um Zehntausende schlechtbe­
zahlte amerikanische Soldaten. Deren Schicksal 
ist Ihnen Wurscht. Und für deren Schicksal und 
unter Ignoranz ihres Schicksals sind Sie bereit. 
für Erdöl und für amerikanisches Geld das Leben 
von Zehntausenden Menschen mit aufs Spiel zu 
setzen. 

Der heutige Tag ist ein Tag der Schande dieses 
Parlaments. Wir zehn Abgeordnete, als eine klei­
ne Minderheit, die weiter für Frieden, für inter­
nationale Ordnung, Solidarität und Demokratie 
und gegen Krieg eintritt - wir sind eine Minder­
heit von nur zehn Abgeordneten -, werden die­
sen Tag nützen, der Weltöffentlichkeit zu doku­
mentieren, daß es neben 141 "Bananenparlamen­
tariern" zumindest 10 Parlamentarier in diesem 
Haus gibt. die ihre Aufgabe ernst nehmen. (Bei­
fall bei den Grünen. - Abg. Dr. K hol: Bille, was 
heißt denn das? - Abg. Dr. H ö c h t l: Sie sind ein 
unmöglicher Marxist und ein Linksfaschisl! -
Abg. Dr. Sc h w i m m e r: Von Linksfaschisten 
brauchen wir uns nicht beschimpfen zu lassen.') 
/3.28 
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Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Abgeordneter Steinbauer. Ich erteile es 
ihm. 

13.;}'8 .. 
Abgeordneter Steinbauer (OVP): Herr Präsi­

dent! Hohes Haus! Ich möchte mich mit dem Ab­
geordneten Pilz eigentlich nicht über Bananen 
unterhalten. denn das, was er hier getan hat, war 
schlechthin eine geschmacklose Vereinfachung 
einer Situation, die uns allen in ihrer Schwierig­
keit bewußt ist. Denn, Herr Kollege Pilz, ich frage 
Sie - denken wir daran, was am 2. August ge­
schehen ist -, ob Sie in den dreißiger Jahren, als 
ein Nachbar in Österreich einmarschiert ist und 
ein kleines Land über Nacht besetzt wurde, auch 
der Meinung gewesen wären, es zahle sich nicht 
aus, daß dann andere meinen. dies sei gegen den 
Sinn von Völkerrecht und Völkergemeinschaft. 
Ist es möglich, in den neunzig~r Jahren das zu 
tun, was schrecklicherweise in Osterreich in den 
dreißiger Jahren geschehen ist? 

Das kann man nicht mit Bananen und direkten 
Angriffen und auch nicht mit verbalen Emotio­
nen der letzten Redner der grünen Fraktion be­
antworten. Sie vereinfachen in einer Weise, die 
unzulässig ist. Ich möchte es an einem Beispiel 
darlegen. 

Wir reden hier in einer Geschäftsordnungsde­
batte darüber, ob morgen in aller Öffentlichkeit 
diskutiert werden soll. ob ein Paragraph. nämlich 
die Unterstützung von von der UNO beschlosse­
nen Aktionen - ja oder nein? - und die Bewilli­
gung im Einzelfall, die dann immer noch verwei­
gert werden kann, beschlossen werden soll oder 
nicht. Wir wollen, daß dies bis morgen beschlos­
sen werden soll, weil wir alle wissen. daß am 
15. Jänner eine Frist abgelaufen ist. Und da kön­
nen Sie mit Zitaten und verbalen Auswüchsen 
nicht durchkommen. 

Aber es ist wirklich unpassend, in diesem Zu­
sammenhang das zu tun, was Kollegin Stoisits ge­
tan hat. Kollegin Stoisits hat hier Brecht zitiert 
und hat uns auch noch die Quelle angegeben. -
Kollegin, vielleicht sind Sie zu jung. aber Brecht 
hat dies am Weltfriedenskongreß gesagt, und die 
führende Hand dieses Weltfriedenskon­
gresses 1952 hieß Jossif Wissarionowitsch Stalin. 
Der war damals noch der "Vater des Vaterlan­
des". Dies heute angesichts der Ereignisse in li­
tauen zu zitieren, ist sicher nicht nur geschmack­
los. sondern das ist schlechthin falsch und unzu­
lässig! (Beifall bei ÖVP und SPÖ. - Abg. Dr. 
K hol: Dumm!) 

In Wahrheit haben Sie uns hier dargestellt als 
eine Gruppe. die niederwalzt. Bitte, die Ge­
schäftsordnung ist mit Maß anzuwenden, aber die 
Geschäftsordnung ermöglicht uns auch, Fristen 
zu beschließen. Die Geschäftsordnung läßt zu, 

daß wir in einer außerordentlichen Situation -
und wollen Sie vielleicht bestreiten, daß ange­
sichts der Fristsetzung vom 15. Jänner eine au­
ßerordentliche Situation gegeben ist? - überle­
gen, weIche Regelung wir morgen zur Debatte 
stellen wollen. Aber tun Sie doch hier nicht so, als 
ob wir die Öffentlichkeit ausschalten wollten! Wir 
diskutieren jetzt, wir diskutieren morgen. Morgen 
werden wir in der Sache weiter diskutieren. heute 
sagen wir nur: Laßt es uns morgen tun! Daher: 
Machen Sie daraus nicht die große Mißbrauchs­
veranstaltung! 

Die Geschäftsordnung wird von uns in aller 
Ruhe eingesetzt. LInd die grüne Fraktion muß im 
Hinblick auf die letzten fünf Jahre wirklich zuge­
ben, daß wir viele Punkte der Geschäftsordnung 
verändert haben, um Ihnen eine Mitsprache ein­
zuräumen, dies selbst dann, wenn Sie es hier be­
nützen, um uns zu beleidigen. Strapazieren Sie es 
aber nicht zu sehr! 

Meine Damen und Herren! Wir werden über 
den Inhalt morgen diskutieren. Heute haben wir 
nur gesagt: Angesichts der außerordentlichen Si­
tuation wollen wir morgen eine Gesetzesände­
rung diskutieren. die einen Fall. den Fall von 
UNO-Sanktionen, der 1990/91 eingetreten ist, re­
geln soll und Möglichkeiten. die nicht zu nützen 
sind. einräumen soll. Das als "Dampfwalze" -
oder was immer an schmutzigen Worten gefallen 
ist - zu bezeichnen, ist eine wirklich falsche Ein­
schätzung der heutigen Debatte. Sie erweisen da­
mit eier grünen Fraktion keinen guten Dienst. 
Diskutieren Sie morgen mit uns in der Sache, 
dann werden Sie am richtigen Pult stehen! (Bei­
fall bei ÖVP und SPÖ.) 13.3;}' 

Präsident Dr. Lichal: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung hat sich während der Debatte Frau 
Abgeordnete Mag. Petrovic gemeldet. 

Ich weise darauf hin, daß eine tatsächliche Be­
richtigung die Dauer von 3 Minuten nicht über­
schreiten darf. 

Ich erteile der Frau Abgeordneten Mag. Petro­
vic zu einer tatsächlichen Berichtigung das Wort. 

13.33 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 
Mein Vorredner hat soeben den drohenden Krieg 
am Golf rund um die Besetzung Kuwaits mit dem 
seinerzeitigen Einmarsch deutscher Truppen in 
Österreich verglichen und hat die Hypothese auf­
gestellt (Abg. Dr. Sc Iz l-t' im me r: Das ist keine 
tatsächliche Berichtigung.' Das ist ein Deballenbei­
trag.') - warten Sie ab! -, daß ein System kollek­
tiver Sicherheit derartige Situationen zu vermei­
den geeignet sei. (Abg. Dr. S c h w i fn m e r: Was 
berichtigen Sie? - Abg. Ve t te r: Lesen Sie die 
Geschäftsordnung!) Dies ist faktisch unrichtig, 
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was dadurch bewiesen wird, daß derselbe Dikta­
tor den Giftgaseinsatz gegen Kurden straflos und 
ohne kollektive Sicherheitssysteme durchgeführt 
hat. und was weiters durch die Vorfälle in Pana­
ma und Grenada bewiesen wird. (Abg. Dr. 
Sc h ~v im m e r: Das ist eine Wortmeldung.') 

Es ist daher unrichtig, zu behaupten, daß dieses 
System der kollektiven Sicherheit in einem direk­
ten Zusammenhang mit den seinerzeitigen Vor­
fällen steht und daß die heutige Situation am Golf 
vergleichbar ist. Dies ist faktisch unrichtig. (Bei­
fall bei den Griinen. - Abg. Ve t t e r: "Ze11l111lal 
abschreiben."') 13.3'; 

Präsident Dr. Lichal: Frau Abgeordnete Mag. 
Petrovic! Ich darf Sie darauf aufmerksam ma­
chen, daß Sie einen Debattenbeitrag geliefert ha­
ben. Da es sich nicht um eine tatsächliche Berich­
tigung gehandelt hat - eine tatsächliche Berichti­
gung ist nur die Wiedergabe der zu berichtigen­
den Behauptung und die Darstellung des zu be­
richtigenden Sachverhaltes, und alles andere fällt 
unter Debattenbeitrag -, möchte ich Sie bitten, 
das zur Kenntnis zu nehmen. 

Zu Wort gemeldet ist nunmehr Frau Abgeord­
nete Monika Langthaler. Ich erteile es ihr. 

/3.35 
Abgeordnete Monika Langthaler (Grüne): 

Meine Damen und Herren! Wenn unsere Frak­
tion hier ganz bewußt und immer wieder darauf 
hinweist, wie das Parlament bei der Diskussion so 
wichtiger Gesetzesmaterien wirklich überfahren 
wird. dann muß man zwei Punkte noch einmal 
deutlich auseinanderhalten und auch getrennt 
diskutieren. 

Das eine ist, daß es tatsächlich bei der Ände­
rung des Kriegsmaterialiengesetzes auf der einen 
Seite und des Strafgesetzbuches auf der anderen 
Seite um ganz wesentliche Materien geht, die sehr 
wohl die österreichische Neutralität in einem an­
deren Licht erscheinen lassen und die Frage auf­
werfen: Wo ist da wirklich die Rolle Österreichs 
als neutraler Staat? Diese Diskussion wurde nicht 
geführt, nicht ausreichend geführt, und das Parla­
ment wird hier, weil offensichtlich die Regierung 
unter massivem Druck steht, einfach überrollt. 

Das heißt, der eine Punkt ist also, daß es in 
einer öffentlichen Auseinandersetzung nicht zu 
einer wirklich vernünftigen und ordentlichen De­
batte gekommen ist. 

Ich verstehe nicht - man hört es auch auf den 
Gängen -, daß hier niemand von der Sozialisti­
schen Partei die Courage hat, sich hierherzustel­
len und wirklich offen zuzugeben, daß die SPÖ 
offensichtlich unter einem enormen Druck der 
Regierungskollegen gestanden ist und, um der 
Koalition Genüge zu tun, nachgibt. daß sich bei 
einer so wesentlichen Änderung, die ganz Öster-

reich betrifft. keiner herauszustellen wagt und 
nach seiner ehrlichen - oder offensichtlich doch 
nicht so großen - Überzeugung wirklich vor der 
Öffentlichkeit dokumentiert, was die Änderung 
dieser Gesetzesbereiche für Österreich bewirkt. 

Es gibt doch bei Ihnen intern Diskussionen. 
Warum hat niemand von den Abgeordneten der 
SPÖ hier die Courage, sich herauszustellen und 
wirklich einmal gegen den Herrn Bundeskanzler, 
obwohl er bei derselben Partei ist, Stellung zu be­
ziehen? Das ist wirklich eine traurige, eine mehr 
als traurige und beschämende Darstellung der 
freien Mandatare, die hier sitzen. (Beifall bei den 
Grünen. ) 

Das betrifft auch den zweiten Punkt, den man 
hier auseinanderhalten muß. nämlich das Über­
fahren des Parlaments mittels der Geschäftsord­
nung. Bei jedem anderen kleinen Punkt, der in 
einem Gesetz geändert werden soll - gerade bei 
den ökologischen Gesichtspunkten kennen wir 
das doch -, wird ein Ausschuß institutionalisiert, 
ein Unterausschuß gemacht. Es erfolgt ein Hea­
ring, es werden Experten eingeladen, und die 
Meinung der Experten wird gehört. Erst dann 
wird nach langer Diskussion und nach langen 
Überlegungen in den Ausschüssen das Gesetz im 
Plenum zur Abstimmung gebracht. 

Innerhalb einer 24-Stunden-Tortur werden nun 
aber zwei wesentliche Gesetzesnovellen durchge­
zogen. Das ist wirklich eine deutliche Darstel­
lung. wie sehr man das Parlament dann miß­
braucht, wenn es um die Durchsetzung wesentli­
cher Punkte von seiten der Regierung geht. 

Da appelliere ich wirklich an die anwesenden 
Mandatare, die Courage zu haben und auch zuzu­
geben, vielleicht entgegen ihren Parteiinteressen 
zuzugeben, wie sehr sie hier unter Druck stehen 
und wie wenig sie offenbar die Möglichkeit ha­
ben. als freier Mandatar hier herauszugehen und 
zu sagen: Ja, auch meiner Meinung nach ist hier 
die Neutralität enorm gefährdet! Hier ist auch 
nicht mehr die Möglichkeit gegeben, daß ich mir 
als freier Mandatar eine Meinung bilde, mich in 
den Diskussionsprozeß einbinde. 

Sie haben als Mandatare heute noch keine ge­
naue Tagesordnung bekommen, was doch eigent­
lich das Selbstverständlichste wäre für eine Sit­
zung. und keiner von Ihnen regt sich auf. Das ist 
mir unverständlich! Es ist mir unverständlich, wie 
Sie hier Ihren Beruf, wie Sie hier Ihr Mandat 
überhaupt ausüben können! Es ist mir unver­
ständlich, daß niemand - gerade von der SPÖ! 
- die Courage hat, hier zu sagen, worum es wirk­
lich geht. Offenbar ist die Koalition wichtiger als 
der neutrale Staat Österreich, wichtiger, als 
Österreich als Ganzes zu sehen. (Beifall bei den 
Grünen.) J 3.39 
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Präsident Dr. Lichal: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist daher geschlos­
sen. 

Wir gelangen zur Ab s tim m u n g. 

Ich ersuche jene Abgeordneten, die den Ein­
wendungen Rechnung tragen wollen, um ein Zei­
chen der Zustimmung. - Das ist die M in der -
he i t. 

Somit bleibt es bei der für diese Sitzung ausge­
gebenen Tagesordnung. 

Fragestunde 

Präsident Dr. Lichal: Ich beginne jetzt - um 
13 Uhr 40 Minuten - mit dem Aufruf der in der 
vorhergehenden Fragestunde nicht mehr erledig­
ten Anfragen. 

Bundeskanzleramt 

Präsident Dr. Lichal: Wir kommen nunmehr 
zur 7. Anfrage: Abgeordneter Schieder (5PÖ) an 
den Bundeskanzler. 

Abgeordneter Schieder: Herr Bundeskanzler! 
Meine Anfrage lautet: 

291M 
In welchem Stadium befindet sich im Hinhlick 

auf das relevante politische Umfeld das Beitrittsver­
fahren Österreichs zur EG? 

Präsident Dr. Lichal: Bitte, Herr Bundeskanz­
ler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wie Sie wissen, arbeitet die 
EG-Kommission derzeit an einer Stellungnahme 
zu den österreich ischen Beitrittsanträgen. Kom­
missionspräsident Delors hat mir in diesem Zu­
sammenhang versichert, daß die EG im Falle ei­
nes Erfolgs ihrer beiden gegenwärtig tagenden 
Regierungskonferenzen keine Schwierigkeiten 
haben wird, diesen sogenannten Avis bis Mitte 
1991 fertigzustellen. 

Der für Außenbeziehungen zuständige Vize­
präsident Andriessen hat darüber hinaus als näch­
sten Schritt des Beitrittsverfahrens die Befassung 
des EG-Ministerrats noch im Lauf dieses Jahres 
in Aussicht gestellt. 

Das für den EG-Beitritt "relevante .politische 
Umfeld" in Europa ist insgesamt für Osterreich 
günstig, und der Beginn der Beitrittsverhandlun­
gen rückt sehr rasch näher. Hinsichtlich eines 
konkreten Beitrittstermins ist die EG bis vor kur­
zem davon ausgegangen, daß neue Beitrittsver­
handlungen erst nach der Vollendung des Bin­
nenmarktes, also 1993, aufgenommen werden. 

Nunmehr betont die EG, daß vor der Ratifizie­
rung der Verträge zur Politischen Union bezie­
hungsweise zur Wirtschafts- und Währungsunion 
keine neuen Beitritte erfolgen sollen. 

Aus zeitlicher Sicht bedeutet dies wahrschein­
lich gar keinen Nachteil für Österreich, da von 
höchster EG-Ebene die Zielsetzung vorgegeben 
wurde, die beiden Regierungskonferenzen fristge­
recht abzuschließen, um elie Ratifikation eier neu­
en Verträge noch vor der Verwirklichung des 
Binnenmarktes zu gewährleisten. 

Österreich hat sich gegenüber der EG jeden­
falls ausdrücklich zur Währungs- unel Wirt­
schaftsunion und zu den Zielen der Europäischen 
Union bekannt. Dies wurele von der EG aus­
drücklich gewürdigt und wird unserem Beitritts­
ansuchen zweifellos förderlich sein. 

Präsident Dr. Lichal: Wünschen Sie eine Zu­
satzfrage? - Bitte. 

Abgeordneter Schieder: Herr Bundeskanzler! 
Welche weiteren Vorbereitungen werden für die 
Beitrittsverhandlungen getroffen werden müs­
sen? 

Präsident Dr. Lichal: Bitte. Herr Bundeskanz­
ler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Herr Abgeord­
neter! Wir haben im vergangenen Jahr mit der 
Einrichtung eines Rats für Fragen der österreich i­
schen Integrationspolitik und einer Arbeitsgrup­
pe für Integrationsfragen im Bundeskanzleramt 
eine Grundstruktur für die Integrationspolitik ge­
schaffen. Diese spezifische Integrationsorganisa­
tion hat bereits die Koordination der Beantwor­
tung der sehr umfangreichen und detaillierten 
Avis-Anfragen der EG-Kommission in Zusam­
menarbeit mit den jeweils fachlich federführen­
den Ressorts sehr effizient wahrgenommen. 

Darüber hinaus wird im Rahmen der Arbeits­
gruppe für Integrationsfragen gegenwärtig auch 
die Koordination eier grundlegenden inhaltlichen 
Verhandlungspositionen Österreichs in den 
EFT A-EG-Verhandlungen zur Errichtung eines 
Europäischen Wirtschaftsraums wahrgenommen. 
Dies hat für uns den Vorteil, daß die österreichi­
sche Integrationsorganisation zum Zeitpunkt der 
Aufnahme der Beitrittsverhandlungen . bereits 
eingearbeitet und voll funktionsfähig sein wird. 

Bei einem Erfolg der EWR-Verhandlungen 
wird Österreich die bereits in Angriff genomme­
nen Rechtsanpassungen noch wesentlich verstär­
ken müssen, da mit 1. Jänner 1993 voraussicht­
lich zirka 60 Prozent des EG-Rechts übernom­
men werden sollen. Diese erforderlichen Umset­
zungen von EG-Recht in nationales Recht wer­
den unser Rechtssystem bereits vor dem EG-Bei­
tritt einen großen Schritt näher an das der EG 
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bringen. Daraus könnte auch eine Verkürzung 
der Beitrittsverhandlungen resultieren. 

Einen weiteren wichtigen Schwerpunkt sehe 
ich darin, die österreichischen Beamten intensiv 
auf die Herausforderung EG vorzubereiten. Wir 
haben auch in diese Richtung bereits Schritte un­
ternommen, zahlreiche Ausbildungsangebote zur 
Verfügung gestellt, die auch rege in Anspruch ge­
nommen werden. Aber wir haben diesbezüglich 
noch Anstrengungen vor uns. 

Schließlich - und das halte ich, Herr Abgeord­
neter, für besonders wichtig - wird es darum ge­
hen, die österreichische Öffentlichkeit in sachli­
cher und umfassender Weise über die bevorste­
henden Veränderungen zu informieren. 

Präsident Dr. Lichal: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Schieder? Bitte. 

Abgeordneter Schieder: In welcher Weise wer­
den Sie selbst, Herr Bundeskanzler, zur Beschleu­
nigung des Beitrittsverfahrens aktiv werden? 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wie Sie sicherlich wissen, 
räume ich dem EG-Beitritt unseres Landes Prio­
rität ein. Ich habe bereits in der Vergangenheit 
besonders darauf geachtet, in häufigen und regel­
mäßigen Kontakten mit Vertretern der EG-Kom­
mission und der einzelnen Mitgliedstaaten auf 
eine Beschleunigung des österreichischen Bei­
trittsverfahrens hinzuwirken. Ich bin allgemein 
von der Überlegenheit einer planmäßigen und 
beharrlichen Vorgangsweise überzeugt und werde 
sie auch in der Zukunft beibehalten. 

Präsident Dr. Lichal: Weitere Zusatzfrage: 
Herr Abgeordneter Dkfm. DDr. König. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): Herr 
Bundeskanzler! Vor kurzem hat der belgisehe 
Außenminister Eyskens in einem Interview er­
klärt. daß er sich durchaus vorstellen kann, daß 
Österreich bereits 1994 Mitglied der EG wird. 
Tatsächlich ist es ja so, daß der Fahrplan, Ver­
handlungsaufnahme ab 1993, das möglich er­
scheinen läßt. 

Wird die Bundesregierung für diesen Termin 
als Zielsetzung eintreten. unabhängig davon, ob 
die skandinavischen EFT A-Staaten zu diesem 
Zeitpunkt dafür schon reif sind oder nicht? 

Präsident Dr. Lichal: Bitte, Herr Bundeskanz­
ler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Verehrter Herr 
Abgeordneter! Selbstverständlich ist der Bundes­
regierung jeder Zeitpunkt, der vor dem immer 
wieder aus EG-Kreisen genannten möglich ist, 
um die Beitrittsverhandlungen aufzunehmen und 

den Beitritt in die Tat umzusetzen, lieber als ein 
Termin danach. 

Wir haben bisher ja große Eigenständigkeit in­
nerhalb der EFT A-Gemeinschaft mit unserem 
Antrag entwickelt, der EG beizutreten. Wir wer­
den bei dieser Eigenständigkeit bleiben, an ihr 
festhalten. 

Wenn sich Paraltel\äufe mit anderen Ländern 
ergeben und gleichgeschaltete Interessen dabei 
verfolgt werden können, soll es uns recht sein. 
Aber wie immer, es sollte sich diese Parallelität 
nicht aufdrängen oder naheliegen, wir werden 
den eigenständigen Weg fortsetzen. 

Präsident Dr. Lichal: Bitte, eine weitere Zu­
satzfrage: Herr Abgeordneter Dr. Pawkowicz. 

A~geordneter Dipl.-Ing. Dr. Pawkowicz 
(FPO): Herr Bundeskanzler! Sie haben dem Ab­
geordneten Schiede I' erklärt, daß das politische 
Umfeld für das Beitrittsverfahren Österreichs 
jetzt günstig sei. Welche Überlegungen zu kon­
kt'eten inhaltlichen Bereichen haben Sie vor dem 
Hintergrund, daß Militärmaschinen Österreich 
überfliegen? Wie sehen Sie das Beitrittsverfahren 
Österreichs in bezug auf diese Situation? Glauben 
Sie, damit eine beschleunigte Verbesserung Ihrer 
Position bei den Verhandlungen zu erreichen? 
(Abg. Kr a f t: Drei Fragen. nicht eine.') 

Präsident Dr. Lichal: Bitte, Herr Bundeskanz­
ler. Es sind zwar zwei Fragen, aber unter einer 
zusammenzufassen. - Bitte schön, Herr Bundes­
kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Herr Abgeord­
neter! Ich sehe eine Verbesserung des politischen 
Umfelds in allererster Linie ja ausschließlich im 
Wegfallen des Ost-West-Gegensatzes in Europa. 
Sie wissen ja sicherlich auch, daß dieser Wegfall 
des Ost-West-Gegensatzes auch dazu geführt hat, 
daß sich die EG-Kommission mit einer Reihe frü­
herer sogenannter Ostblockstaaten enger und nä­
her befaßt und Assoziationsabkommen und ande­
re Formen der Zusammenarbeit vorbereitet. 

In diesem allgemeinen Klima des Näherrückens 
der verschiedenen ehemals gesellschaftlich stark 
unterschiedlichen Staaten in Europa erblicke ich 
eine Verbesserung des politischen Umfelds. 

Zu sämtlichen anderen Fragen oder Fragetei­
len, elie Sie gestellt haben, kann ich Ihnen nur 
sagen: Ich sehe nicht den geringsten Zusammen­
hang mit dem österreichischen Beitrittsantrag. 

Präsident Dr. Lichal: Gibt es eine weitere Zu­
satzfrage? - Von Frau Mag. Grandits? Bitte. 

Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 
Herr Bundeskanzler! Die Bundesregierung hat in 
ihrem Arbeitsübereinkommen ein Bekenntnis zur 
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Politischen Union der EG abgegeben - ich zitie­
re -: "Ein EG-Beitritt bedeutet den Eintritt in 
eine politische Wertegemeinschaft, die durch eine 
sich vertiefende Integration gekennzeichnet ist. 
Das Projekt einer Politischen Union ist als positi­
ver Beitrag zur Verwirklichung der Einheit Euro­
pas zu sehen. Das neutrale Österreich wird an ei­
nem zukünftigen europäischen Sicherheitssystem 
innerhalb der Gemeinschaft und über diese hin­
aus solidarisch mitarbeiten." 

Nun ist bekannt, daß sowohl außerhalb als auch 
innerhalb der EG unterschiedliche Konzepte und 
Szenarien, die die Politische Union und ein eu­
ropäisches Sicherheitssystem betreffen, diskutiert 
werden, und zwar forciert vor allem durch die 
Veränderungen im gesamten europäischen politi­
schen Umfeld. 

Für uns stellt sich nun die Frage, ob es zulässig 
ist, sich schon heute zu etwas zu bekennen, was 
insgesamt von der Definition her noch höchst un­
klar ist. Bis heute kann niemand richtig beant­
worten. wie das aussehen soll oder kann. 

Daher unsere Frage: Wie konkret definieren 
Sie das Proiekt einer Politischen Union, bezie­
hungsweise . wie konkret soll die Mitarbeit des 
neutralen Österreichs an einem zukünftigen eu­
ropäischen Sicherheitssystem gestaltet sein? Wie 
die heutige Diskussion auch beweist, ist das eine 
äußerst aktuelle und sehr bedeutende Frage für 
die Zukunft Österreichs. 

Präsident Dr. Lichal: Bitte, Herr Bundeskanz­
ler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Es ist grundsätz­
lich zulässig. sich zu einer Integrationsidee zu be­
kennen. In einem Teil Ihrer Ausführungen haben 
Sie die Frage schon beantwortet, die Antwort vor­
weggenommen. Es ist richtig, daß innerhalb der 
EG zum Konzept Politische Union derzeit noch 
recht unterschiedliche und sicherlich noch keine 
abschließenden Vorstellungen bestehen. Das 
heißt, daß für die österreichische Bundesregie­
rung natürlich die endgültige Beantwortung die­
ser Frage erst dann möglich ist, wenn diese For­
men der politischen Kooperation und Union im 
Rahmen der Europäischen Integration vorliegen 
und dann endgültig politisch beurteilt werden 
können, politisch von uns beurteilt werden in un­
serem eigenen außen- und integrationspolitischen 
Interesse, selbstverständlich aus dem Blickwinkel 
der Neutralität und nicht zuletzt auch in dem von 
Ihnen jetzt angesprochenen Sicherheitssystem. 

Ich sehe Sicherheit nicht nur als eine Ausprä­
gung im militärischen Bereich, sondern ich sehe 
Sicherheit auch als eine wahrscheinlich minde­
stens ebenso wichtige Ausprägung im Bereich der 
Terrorismusbekämpfung, im Bereich der Be­
kämpfung des internationalen Drogenschmug-

gels, im Bereich der Bekämpfung des internatio­
nalen Verbrechertums und der Kriminalität -
also für sicherheitspolitische Überlegungen wahr­
lich ein breites Betätigungsfeld außerhalb rein 
militärischer Aspekte. Die militärischen Aspekte 
werden auf der Grundlage unserer immerwähren­
den und unveränderten neutralitätspolitischen 
Position zu beurteilen sein. 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen nunmehr 
zur 8. Anfrage: Herr Abgeordneter Dr. Nowotny 
(SPÖ) an den Herrn Bundeskanzler. Bitte, Herr 
Abgeordneter Dr. Nowotny, die Frage zu wieder­
holen. 

Abgeordneter Dr. Nowotny: Herr Bundeskanz­
ler! Meine Frage lautet: 

221M 
Welche Verhandlungsziele hat sich Österreich 

gesetzt. nachdem es mit 1. Jänner den Vorsitz in der 
EFTA übernommen und als Sprecher der EFTA 
die EWR-Verhandlungen zu führen hat'! 

Präsident Dr. Lichal: Bitte, Herr Bundeskanz­
ler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr verehrter 
Herr Abgeordneter! Das primäre Verhandlungs­
ziel ist es, die in einigen Bereichen bestehenden 
Probleme so weit auszuräumen, daß wünschens­
werterweise gegen Ende der Periode des östen'ei­
chischen Vorsitzes in der EFTA ein unterschrifts­
reifer Vertragstext vorliegt. 

Es trifft sich per Zufall, Ihnen hier mitteilen zu 
können, daß ich mich, um dieses Ziel voranzu­
treiben, morgen mit Präsidenten Delors auf des­
sen Einladung beraten werde. 

Darüber hinaus werde ich neben zahlreichen 
anderen Aktivitäten die Regierungschefs der an­
deren EFTA-Staaten am 24. Mai zu einem Gip­
feltreffen nach Wien einladen. 

Im Detail werden wir uns insbesondere mit der 
Regelung der Mitwirkungsrechte der EFTA bei 
der Erstellung des zukünftigen EWR-Rechts so­
wie mit der Forderung der EG nach einem Soli­
daritätsbeitrag der EFTA-Länder zugunsten är­
merer EG-Staaten zu befassen haben. In einigen 
Punkten werden wir in den Verhandlungen dar­
auf drängen, Schutzklauseln für ausreichende 
Übergangsfristen zu erreichen. 

Ich gehe weiters davon aus, daß ein EWR-Ab­
kommen Österreich nicht daran hindern wird, im 
Bereich der Gesundheit, der Sicherheit und des 
Umweltschutzes zum Teil bestehende höhere 
Schutzniveaus beizubehalten und weiter auszu­
bauen. Fragen des Transits werden weiterhin -
ich möchte das mit aller Deutlichkeit unterstrei­
chen, um hier keine Fehlinterpretationen auf­
kommen zu lassen - bilateral mit der EG ver-
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handelt und bleiben von den EWR-Verhandlun­
gen ausgeklammert. 

Generell muß betont werden, daß der Euro­
päische Wirtschaftsraum für Österreich zwar eine 
wichtige Etappe darstellt, für uns aber weiterhin 
primäres Integrationsziel eine EG-Mitgliedschaft 
ist, sodaß der EWR vor allem im Hinblick auf die 
Teilnahme an Entscheidungsprozessen kein Er­
satz sein kann. 

Es liegt im Interesse Österreichs. daß auch die 
anderen EFTA-Staaten möglichst weitgehend an 
der Substanz des EG-Binnenmarktes teilnehmen 
können. Dadurch werden zusätzliche positive In­
tegrationseffekte ermöglicht. Dazu kommt für 
Österreich die Erwartung, daß über ein EWR­
Abkommen gleichsam als Zwischenschritt eine 
partielle Teilnahme am Binnenmarkt schon mit 
dem von der EG angestrebten Realisierungszeit­
punkt, also 1. Jänner 1993, erreicht werden könn­
te. 

Präsident Dr. Lichal: Weitere Zusatzfrage? -
Herr Abgeordneter Dr. Nowotny, bitte schön. 

Abgeordneter Dr. Nowotny: Herr Bundeskanz­
lerl Sie haben eben das EWR für Österreich als 
eine Art Zwischenschritt in Richtung einer EG­
Mitgliedschaft genannt. Könnten Sie ausführen, 
inwieweit sich die Effekte einer EG-Mitglied­
schaft von den Effekten des EWR unterscheiden 
würden? Wären das wesentliche Unterschiede. 
und wenn ja, in welchen Bereichen? 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Herr Abgeord­
neter! Die Effekte einer EG-Mitgliedschaft sind 
insofern weitergehend, als das Mitglied der EG in 
den Entscheidungsbildungsprozeß egalitär mit al­
len anderen Mitgliedern eingebunden ist, daß es 
mitwirkt an den verschiedenen Programmen, ein­
gebunden ist in die verschiedenen Fondsideen 
und in Zukunft auch in die Währungs- und Wirt­
schaftsunion eingebunden ist, wogegen das EWR­
Konzept im wesentlichen ein Konzept ist, welches 
darin besteht, die zwei Integrationsorganisationen 
EG und EFT A näher aneinander zu bringen, nä­
her aneinander rücken zu lassen. Dafür gibt es, 
wie ich vorhin schon sagte, ein umfangreiches 
Vorhabenspaket; etwa 60 Prozent einer VolIinte­
gration könnten dabei vorweggenommen werden. 

Ich füge vielleicht hinzu, daß die rechtlichen 
Bestimmungen des EWR-Vertrags unmittelbar 
mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ab­
kommens, also voraussichtlich 1. Jänner 1993, 
ihre Gültigkeit dann in allen EFT A-Staaten er­
halten sollen. Das bedeutet, daß es eine sehr gro­
ße Herausforderung an die Rechtsetzungskapazi­
täten geben wird, und eine Realisierung des EWR 
wird daher auch das Hohe Haus sehr intensiv be­
schäftigen. 

Präsident Dr. Lichal: Bitte um eine Zusatzfra­
ge, Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Nowotny: Wenn ich an die­
sen letzten Punkt anknüpfen darf: Gibt es hier 
nähere Vorstellungen, wie groß der Umfang ist 
und auf welche Bereiche er sich vor allem erstrek­
ken wird, wo dann Arbeit aufgrund des Abschlus­
ses eines EWR-Vertrages auf den Nationalrat zü­
kommen wird? 

Präsident Dr. Lichal: Bitte, Herr Bundeskanz­
ler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Soweit das aus heutiger Sicht 
und aus dem, was bisher erarbeitet wurde, zu be­
urteilen ist, würde das bedeuten, daß zirka 
I 400 Vorschriften des EG-Rechts in innerstaatli­
ches Recht umzusetzen wären. 

Präsident Dr. Lichal: Es gibt eine weitere Zu­
satzfrage: Herr Abgeordneter Dkfm. DDr. König. 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): Herr 
Bundeskanzler! Wirtschaftsminister Dr. Schüssel 
und auch Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, 
daß die Verhandlungen zwischen EFTA und EG 
über diesen Gemeinsamen Europäischen Wirt­
schaftsraum de facto einen guten Teil der Ver­
handlungen, die man auch als Beitrittswerber 
führen muß, vorwegnehmen, also praktisch tech­
nische Vorverhandlungen für den Beitritt darstel­
len. 

Nun hat aber die EG keinen Zweifel daran ge­
lassen, daß sie für den Europäischen Wirtschafts­
raum nur Informationsrechte, aber keine Mitwir­
kungsrechte bei der Gestaltung der zukünftigen 
Rechtsvorschriften für diesen Raum gewähren 
möchte. Und genau da unterscheidet sich nun der 
EWR von eier Mitgliedschaft, wo man eben in den 
EG-Gremien auch mitentscheiden kann. 

Meine Frage: Wird die Bundesregierung unver­
rückbar daran festhalten, elaß für uns ein Beitritt 
zum EWR-Vertrag nur in Frage kommen kann, 
wenn wir auch dort gleichberechtigt an der 
Rechtsgestaltung mitwirken können? 

Präsident Dr. Lichal: Bitte, Herr Bundeskanz­
ler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die diesbezüglichen Ver­
handlungen sind noch nicht abgeschlossen. Die 
Problematik besteht unter anderem darin, daß die 
einzelnen EFT A-Staaten in unterschiedlichem 
Maß von der EG Ausnahmeregelungen für sich 
selber begehren und daß es nun, um den Ver­
handlungsprozeß voranzutreiben, darum geht, 
die Anzahl dieser Ausnahmen so gering wie mög­
lich zu halten, damit die Annäherung funktionie­
ren kann. Je besser die Reduktion der Anzahl der 
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Ausnahmen gelingt, umso eher ist dann die Be­
reitschaft gegeben, innerhalb der EG in verschie­
denen Komitees mitzuwirken. IPräsidel1lin Dr. 
Heide 5 eh mi d t übernimmt den Vorsitz.) 

Aber ich glaube. es soll niemandem ein X für 
ein U vorgemacht werden: Die Möglichkeiten der 
Mitwirkung an den Entscheidungsfindungen, wie 
sie für das EG-Mitglied vorherrschen oder obwal­
ten, sind wahrscheinlich auch durch noch so gute 
EWR-Verhandlungen nicht zu erzielen. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Nächste Zu­
satzfrage: Bitte, Herr Abgeordneter Haigermoser. 

Abgeordneter Haigermoser (FPÖ): Herr Bun­
deskanzler! Ihre Antwort auf die Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Dr. König hat meiner An­
sicht nach bestätigt, daß innerhalb der Bundesre­
gierung eine gewisse DefensivhaItung im Hinblick 
auf die EG vorherrscht. Einmal werden Direkt­
verhandlungen mit Brüssel hervorgekehrt. ein an­
deres Mal geht es darum, die EFT A als Trans­
portmittel auf dem Weg in die Gemeinschaft an­
zupreisen. 

Ich darf Sie daher fragen, Herr Bundeskanzler, 
ob Sie so wie eine breite Öffentlichkeit auch der 
Meinung sind, daß die Installierung eines EG­
Staatssekretärs in der Person des Dr. Jankowitsch 
zur Verwirrung beiträgt. zu neuen Bürokratien 
führt und zwangsläufig zu neuen Kompetenz­
streitigkeiten zwischen dem Außenminister und 
dem neuen EG-Staatssekretär führen muß. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Bundes­
kanzler, bitte. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich kann in der integrations­
politischen GrundeinsteIlung der österreichischen 
Bundesregierung keine Defensivhaltung erken­
nen. Ich wüßte auch nicht. gegen wen man sich 
verteidigen sollte. 

Ihre Anfrage ist weiters damit zu beantworten, 
daß wir das Vorhaben, Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaften zu werden, vehement verfolgen 
und daß wir uns dem EWR-Prozeß deshalb nicht 
verschließen, weil wir letztendlich EFTA-Mit­
glied sind und weil bis zum endgültigen Abschluß 
einer EG-Mitgliedschaft kein vernünftiger Grund 
dafür bestünde, sich dem Aneinanderrücken oder 
Zueinanderrücken EG zu EFTA zu verschließen. 
Verwirrungen oder andere Reibungsverluste in­
nerhalb der Bundesregierung und der einzelnen 
mit Integrationsfragen befaßten Mitglieder sehe 
ich nicht. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste hat 
sich Frau Abgeordnete Grandits zu einer Zusatz­
frage gemeldet. Bitte. 

Abgeordnete Mag. Marijana Grandi.~s (Grüne): 
Herr Bundeskanzler! Die geplante Ubernahme 
des gemeinschaftlichen Rechtsbesitzstandes der 
EG durch die EFTA veranlaßte die EFTA-Mit­
gliedstaaten zur Erstettung ein~r Liste von Wün­
schen nach Ausnahme- und Ubergangsregelun­
gen sowie nach speziellen Lösungen. Sie ~.aben 
jetzt in Ihrer Beantwortung nur mehr von Uber­
gangsregelungen gesprochen. 

Heißt das, daß Österreich in den Verhandlun­
gen auf Ausnahmeregelungen und überhaupt auf 
spezielle Lösungen permanent, also nicht nur für 
die Übergangszeit, sondern total verzichtet? Wer­
den diese Fragen eventuell in einem noch einzu­
richtenden Integrationsausschuß behandelt wer­
den? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte, Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Frau Abgeord­
nete! Das heißt nicht, daß Österreich auf be­
stimmte Ausnahmeregelungen verzichtet! Sie 
wissen ja, daß gerade der Bereich der Landwirt­
schaft zu einer solchen Ausnahme zählt. Und 
auch auf Dauerregelungen wird nicht verzichtet. 
Das prominenteste Beispiel dafür ist ein Transit­
abkommen, welches wir losgelöst oder jedenfalls 
vor den Verhandlungen über den EG-Beitritt ab­
zuschließen wünschen, und zwar so, daß auch 
dann, wenn der EG-Beitritt erfolgen sollte, diese 
Lösungen nicht außer Kraft gesetzt werden.~ son­
dern weiter anhalten. Es hat sich also keine Ande­
rung in der grundsätzlichen Position der Bundes­
regierung ergeben. 

Hinsichtlich der weiteren Behandlung möchte 
ich sagen, wenn Sie an einen parlamentarischen 
Integrationsausschuß denken, ist das Angelegen­
heit des Parlaments, hinsichtlich Koordinierungs­
angelegenheiten außerhalb des Parlaments gibt es 
den Rat. in dem die im Nationalrat vertretenen 
Parteien und die Bundesländer vertreten sind. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Danke. - Die 
9. Anfrage wurde zurückgezogen. Wir kommen 
daher zur 10. Anfrage: Herr Abgeordneter Ofner 
(FPÖ), bitte. 

Abgeordneter Dr. Ofner: Herr Bundeskanzler! 

251M 
Werden Sie angesichts der Not der Bevölkerung 

in Rumänien - insbesondere in Siebenbürgen -
die entsprechenden Veranlassungen treffen. damit 
die eingebrachten Ansuchen für konkrete Hilfspro­
jekte umgehend einer positiven Erledigung zuge­
führt werden? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte. Herr 
Bundeskanzler. 
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Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Im Rahmen der nächsten Sit­
zung hochrangiger Vertreter der Mitgliedstaaten, 
der Gruppe der 24 - G 24 -, zu Fragen der 
koordinierten westlichen Wirtschaftshilfe für die 
mitteleuropäischen und osteuropäischen Reform­
staaten am 30. Jänner, also in zwei Wochen, wird 
voraussichtlich die volle Einbeziehung Rumä­
niens in die Hilfsmaßnahmen beschlossen wer­
den. Bisher bestanden seitens mehrerer Teilneh­
merstaaten aus demokratiepolitischen Gründen 
Bedenken gegen eine über rein humanitäre Hilfe­
leistungen hinausgehende Unterstützung Rumä­
niens. 

Über die G 24 wurde ein Ersuchen auch an 
Österreich hinsichtlich Energiehilfslieferungen 
gerichtet, das derzeit vom Wirtschaftsministeri­
um geprüft wird. 

Weiters liegt im Bundeskanzleramt seitens der 
Gesellschaft "Austria pro Rumania, Arbeitskreis 
Siebenbürgen" in der österreichischen Lands­
mannschaft ein konkretes Hilfsprojekt zur Unter­
stützung von Gemeinden im Agrarbereich wie die 
Gründung von Wirtschaftsbetrieben. Ausstattung 
von Gemeinschaftseinrichtungen und der Berufs­
fortbildung vor, das derzeit vorbereitet, aber im 
Zuge der Vorbereitungen für das Bundesbudget 
1991 auch auf budgetäre U msetzbarkeit geprüft 
wird. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Abgeord­
neter Dr. Ofner wünscht eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Ofner: Herr Bundeskanzler! 
Zu den letztgenannten Projekten der Vereinigung 
"Austria pro Rumania". Diese Vereinigung, wie 
andere in Österreich im übrigen auch, hat sich 
zur Aufgabe gesetzt, es den Bürgern in Rumänien 
und da vor allem wieder den Altösterreichern 
möglich und erträglich zu machen, in ihrer Hei­
mat zu bleiben, dort menschenwürdig zu existie­
ren, um nicht zum Auswandern sozusagen ge­
zwungen zu sein. Im Rahmen dieser Bemühun­
gen ist man darangegangen, sehr kostengünstig an 
Ort und Stelle Gemeinschaftseinrichtungen -
Schulen, Kindergärten, Altenheime -, aber eben 
auch agrarische Kooperationsformen zu unter­
stützen. Sie verweisen auf die budgetären Zwän­
ge, die es auch in diesem Zusammenhang geben 
wird. 

Jetzt sind aber die Beträge, um die es insgesamt 
geht, relativ gering. Wie beurteilen Sie die Chan­
ce, diese im Budget unterzubringen und die Vor­
haben daher verwirklichen zu können? Es geht, 
wenn ich das noch erwähnen darf, bei den 
25 Dorfgemeinschaften, wo auf agrarischem Sek­
tor geholfen werden soll, um nur 400 000 S pro 
Dorfgemeinschaft. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Herr Abgeord­
neter! Ich beurteile die Chancen, daß das umge­
setzt werden kann, positiv. Ich kann Ihnen zwar, 
da das Bundesbudget noch nicht vorliegt, heute 
keine definitive Antwort geben, schließe mich 
aber der positiven Beurteilung dieser Projekte an. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Eine weitere 
Zusatzfrage. Herr Abgeordneter Ofner. 

Abgeordneter Dr. Ofner: Herr Bundeskanzler! 
Die erwähnten Vereinigungen, eben auch die 
"Austria pro Rumania". lassen es sich auch ange­
legen sein. junge Menschen. die in Berufsausbil­
dung stehen. als eine Art Volontäre für einige 
Zeit in Österreich zusätzlich ausbilden zu lassen 
und auch Studenten für ein zusätzliches Studien­
jahr nach Österreich zu bringen. Bisher ist kein 
einziger von den auf diese Weise nach Österreich 
Gebrachten hier geblieben, also abgesprungen. 
Alle sind wieder zurückgegangen, um in ihrer 
Heimat entsprechend zu wirken. 

Es gibt aber immer wieder Schwierigkeiten mit 
der Visaerteilung, gerade auch für jene Personen 
aus dem Kreise der Altösterreicher, die nur vor­
übergehend zu Ausbildungszwecken nach Öster­
reich kommen sollen. Sehen Sie eine Möglichkeit, 
hier unbürokratisch und rasch zu helfen. einen 
Weg zu finden. daß diese Leute nicht so wie viele 
andere bedauerlicherweise lang und oft mit unsi­
cherem Ausgang auf ein Visum warten müssen? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Herr Abgeord­
neter! Sie werden Verständnis dafür haben, daß 
ich hier über Einzelfälle nicht Bescheid geben 
kann, aber ich werde Ihre Intervention gerne zum 
Anlaß nehmen, mich bei den Kollegen dafür zu 
verwenden, in diesem Falle eine unbürokratische 
Abwicklung vorzusehen. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu einer Zu­
satzfrage hat sich Frau Abgeordnete Petrovic ge­
meldet. Bitte, Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 
Welche koordinativen, welche legistischen Maß­
nahmen werden Sie zur besseren Integration von 
sozial- und arbeitsmarktpolitisch benachteiligten 
Rumäninnen und Rumänen und anderen Frem­
den in Österreich ergreifen? Werden Sie etwa ein 
Integrationsgesetz unterstützen? 

Bundeskanzler 01'. Vranitzky: Frau Abgeord­
nete! Wie Ihnen bekannt ist, sind gerade in den 
letzten Wochen erhebliche Bemühungen auf den 
verschiedensten Ebenen vorgenommen worden, 
diesen Integrationsprozeß - Integrationsprozeß 
in den Arbeitsmarkt, aber auch Integrationspro­
zeß in bestimmte Wohngegebenheiten - zu ver­
bessern. Es gab hier nicht nur eine sehr breit an­
gelegte Diskussion, sondern auch viele Aktionen. 
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Es ist gerade auch mit dem Projekt Verbesserung 
und Effizienzsteigerung in der Arbeitsmarktver­
waltung eine wichtige Zielsetzung parallel lau­
fend. Der Sozialminister arbeitet an einer Reform 
der österreichischen Arbeitsmarktverwaltung, 
wodurch die Möglichkeiten der Vermittlung gera­
de in Zusammenarbeit und im Zusammenhang 
mit dem Ausländerbeschäftigungsgesetz verbes­
sert werden sollen. Ich bin also schon einigerma­
ßen zuversichtlich, daß da Fortschritte erzielt 
werden. 

Hinsichtlich Ihrer Frage betreffend ein Integra­
tionsgesetz möchte ich mit dem zuständigen Bun­
desminister sprechen. Ich kann Ihnen dann Be­
scheid geben, wie die Sache steht. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu einer Zu­
satzfrage hat sich Frau Abgeordnete Traxler ge­
meldet. Bitte sehr. 

Abgeordnete Gabrielle Traxler (SPÖ): Herr 
Bundeskanzler! Sie haben immer wieder davon 
gesprochen. den Menschen in ihren Ländern, in 
den osteuropäischen Ländern helfen zu wollen. 
Not gibt es nun nicht nur in Rumänien, sondern 
große Not gibt es auch in Bulgarien. Was unter­
nimmt die österreichische Bundesregierung in 
diesem Fall? Gibt es da ebenfalls Hilfsprogram­
me? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte. Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Bulgarien war eines der ersten 
Länder, welches ein Zielland der Bemühungen 
der österreichischen Bundesregierung war, etwa 
die schwierige Lage der Versorgung mit Nah­
rungsmitteln der dortigen Bevölkerung zu verbes­
sern. Wir haben das dann so eingerichtet - zum 
Beispiel bei Wurstwaren im Wert von 16 Mil­
lionen Schilling im Herbst des Vorjahres -. daß 
ein Gegenwertfonds eingeführt wurde. dessen 
Mittel wieder für agrarwirtschaftliche Investitio­
nen an Ort und Stelle verwendet werden sollen. 

Wir haben für die nächsten Monate eine Liefe­
rung von zirka 4 000 Tonnen Futtermitteln ge­
plant, die Bulgarien dringend benötigt. Öster­
reich wird das erste Land sein. das diesem Ersu­
chen Bulgariens durch eine konkrete Maßnahme 
entspricht. 

Wir haben absichtlich und gezielt gerade auf 
das Ersuchen Bulgariens abgestellt. um zu ver­
meiden, mit einer Hilfsmaßnahme, die dort als 
suboptimal empfunden wird, unter Umständen 
nicht den richtigen Weg zu gehen. 

Weiters wird gemeinsam mit der Oesterreichi­
sehen Nationalbank eine Care-Aktion unterstützt, 
die vor allem medizinische Hilfe anbieten soll. 

Dabei geht es um ein Gesamtvolumen von unge­
fähr 2.5 Millionen Schilling. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Abgeord­
neter Gaigg hat sich zu einer weiteren Zusatzfra­
ge gemeldet. 

Abgeordneter Dr. Gaigg (ÖVP): Herr Bundes­
kanzler! Die Österreicherinnen und Österreicher 
haben seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges 
und besonders in den letzten Jahren ihre Hilfsbe­
reitschaft sehr eindrucksvoll unter Beweis ge­
stellt, im besonderen auch in Richtung Sieben­
bürgen beziehungsweise was die dort lebenden 
Deutschsprachigen betrifft. Und auch die Repu­
blik hat - beispielsweise durch die Verdoppelung 
der Höhe der Spendengelder - ihren Anteil dazu 
geleistet. 

Nur: Es gilt für diesen Bereich so wie für ande­
re Bereiche, daß der doppelt gibt. der schnell gibt. 
Es muß aber immer wieder festgestellt werden. 
daß sich Erledigungen sehr lange verzögern. Zum 
Teil ist das auch darauf zurückzuführen, daß es 
eben verschiedene Dienststellen sind, die in den 
Ministerien damit befaßt sind, und daß die orga­
nisatorischen Voraussetzungen nicht vorhanden 
sind. 

Meine konkrete Frage an Sie, Herr Bundes­
kanzler: Sind Sie bereit. eine Koordinationsstelle 
einzurichten, die sich mit diesem Themenbereich 
im besonderen befaßt, beziehungsweise personell 
dafür Vorsorge zu treffen, daß die von uns allen 
gewünschten und unterstützten Maßnahmen 
möglichst rasch lind planmäßig durchgezogen 
werden? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte, Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Herr Abgeord­
neter! Wir sind, wie Sie sich vorstellen können. 
gerade in den letzten Wochen und Monaten in 
besonderem Maß mit Ansuchen, mit Hilferufen 
aus den verschiedensten Ländern konfrontiert. 
Vielleicht als Gruppe zusammengefaßt: die 
Frontlinienstaaten im Bereich der Golfkrise, auf 
der anderen Seite die osteuropäischen Staaten 
und innerhalb der osteuropäischen Staaten wie­
der sehr viele Einzelgruppen, Regionen, ethni­
sche Gruppen und so weiter. Wir müssen - das 
ist jetzt die Antwort auf Ihre Frage - eine solche 
Koordination allein schon aufgrund der großen 
Zahl der einlangenden Hilfsansuchen durchfüh­
ren und einrichten. Wir haben gestern in der 
Bundesregierung. im Ministerrat darüber gespro­
chen, und wir werden in Zusammenwirken mit 
dem Außen- und Finanzministerium diese Koor­
dination jetzt bewerkstelligen. 
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Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wir kommen 
zur 11. Anfrage: Abgeordneter Mühlbachler 
(ÖVP) an den Herrn Bundeskanzler. Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. Mag. Mühlbachler: Herr 
Bundeskanzler! Meine Frage lautet: 

171M 

Bis \vann werden Sie eine leistungshezogene Re­
soldungsreform verwirklichen'! 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte. Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich gehe davon aus, daß die 
im Regierungsprogramm festgehaltene Zielset­
zung, nämlich die Durchführung einer Besol­
dungsreform, im Laufe des Jahres 1991 in ihren 
Grundzügen festgelegt werden wird. 

Ich möchte aber bei dieser Gelegenheit doch 
auch sagen, daß die Besoldungsreform natürlich 
sozialpartnerschaftlich mit der Gewerkschaft öf­
fentlicher Dienst verhandelt werden wird. Keine 
Besoldungsreform ist ohne budgetäre Konse­
quenzen. Also im Hinblick auf diese gibt der an­
gegebene Zeitraum die Perspektive des Dienstge­
bers wieder. Die Einhaltung des Zeitrahmens 
setzt aber eine gewisse Willensübereinstimmung 
mit der Dienstnehmervertretung und die Finan­
zierbarkeit des Ergebnisses voraus. Ich bitte. das 
zwar nicht als Relativierung. aber als notwendige 
Nebenanmerkung zu akzeptieren. 

Präsidentin De Heide Schmidt: Der Herr Ab­
geordnete wünscht noch eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. Mag. Mühlbachler: Herr 
Bundeskanzler! Jüngste Erhebungen - angestellt 
vom Sozialministerium - über Lebensverdienste 
von Privatangestellten und Beamten haben ein­
deutig eine Schlechterstellung der Beamten in al­
len Bildungskategorien ergeben. Beispielsweise 
verdient ein akademisch ausgebildeter Beamter 
im Lebensarbeitszeitraum um zirka 2 Millionen 
bis 4 Millionen Schilling weniger als ein Maturant 
in privatwirtschaftlichem Dienstverhältnis. 

Herr Bundeskanzler! Inkludieren Sie in die lei­
stungsbezogene Entlohnung eine Anpassung der 
Lebensverdienstsumme und damit eine Anhe­
bung der jeweiligen Monatsgehälter an die 
Durchschnittsverdienste in der Privatwirtschaft? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte, Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich meine, daß die Betrach­
tung der Gehälter zwar ein wichtiger Aspekt, aber 
nicht der einzige ist. Und ich glaube, man muß 

bei einer Besoldungsrefom eine solche Betrach­
tung auch mit den inhaltlichen Schwerpunkten 
harmonisieren. Daher meine ich, daß ein 
Eckpfeiler der Besoldungsreform eine durchge­
hende Grundlaufbahn sein sollte anstelle der bis­
herigen Beförderungslaufbahn und ein System 
von Funktionen mit sofort anfallender Abgel­
tung. 

Ich möchte auf diese Art und Weise einen An­
stoß dafür geben, daß wir doch von einer teils 
leistungshemmenden, teils auch die Effizienz 
hemmenden Gleichbehandlung sämtlicher Beam­
ten, gleichgültig wie ihre Tüchtigkeit und ihre 
Einsatzbereitschaft ist, wegkommen. Daraus er­
geben sich Leistungsanreize und Möglichkeiten 
der individuellen Gehalts- und Einkommensver­
besserung für den einzelnen öffentlich Bedienste­
ten. Mit der Hervorhebung qualifizierter Arbeits­
plätze wird aber auch ein effektives System der 
Leistungskontrolle zu verbinden sein. Wir haben 
in unser Arbeitsprogramm auch die Bestellung 
von Spitzenfunktionären auf Zeit aufgenommen. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Es wurde eine 
weitere Zusatzfrage gewünscht. Bitte. 

Abgeordneter Dkfm. Mag. Mühlbachler: Herr 
Bundeskanzler! Vom öffentlichen Dienst wird si­
cher verlangt, daß bei leistungsbezogener Besol­
dung Leistungskriterien objektiv erkennbar fest­
gelegt werden. Können Sie in Umrissen Ihre Vor­
stellungen dazu darlegen? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte, Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Herr Abgeord­
neter! Ich glaube, daß es notwendig sein wird. ge­
rade mit der Gewerkschaft öffentlicher Dienst in 
den konkreten Verhandlungen darüber Einigung 
zu erzielen, daß das derzeitige System deshalb 
Ungerechtigkeiten mit sich bringt. weil der wirt­
schaftliche Ertrag eines qualifizierten Arbeits­
platzes erst spät anfällt. Und weil das so ist, wird 
über die Festlegung bestimmter Qualitätsnormen 
Einigung zu erzielen sein. Und wenn diese Quali­
tätsnormen festgelegt werden. dann kann man 
auch Leistungsanreize bilden, die zu dem führen, 
was Sie gemeint haben. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu einer weite­
ren Zusatzfrage hat sich Frau Abgeordnete Prax­
marer gemeldet. Bitte. 

Abgeordnete Mag. Karin Praxmarer (FPÖ): 
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! Wir haben in 
Österreich auf der einen Seite einen Überschuß 
an Maturanten und Akademikern und auf der an­
deren Seite einen akuten Facharbeitermangel. 

Derzeit ist die Situation so, daß zum Beispiel 
ein bestausgebildeter , hochqualifizierter Meister 
im öffentlichen Dienst sofort schlechter behan-
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delt wird als ein Maturant. Daher sind das Presti­
gedenken der Eltern gerechtfertigt und die Tatsa­
che, daß sie ihre Kinder möglichst alle in eine 
höhere Schule schicken. 

Meine Frage nun an Sie, Herr Bundeskanzler: 
Beabsichtigen Sie, das überalterte Besoldungssy­
stem nach A- und B-Kriterien im öffentlichen 
Dienst zu beseitigen und an dessen Stelle ein lei­
stungsbezogenes System einzuführen, etwa mit 
einem Grundgehalt und einem durchschaubaren 
System von Zulagen, zum Beispiel für die tatsäch­
lich ausgeübte Funktion oder für die Ausbildung 
oder Qualifikation? 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Meine Antwort 
ist ja, Frau Abgeordnete. Ich gebe Ihnen in Ihrer 
Analyse recht. Nur, mit dieser Analyse würde ich 
nicht beim öffentlichen Dienst haltmachen. Der 
Wunsch vieler Eltern, ihren Kindern eine allge­
meinbildende höhere Schulausbildung zukom­
men zu lassen, resultiert nicht nur aus den Ein­
kommensverhältnissen, sondern er entsteht auch 
im Hinblick auf das geringere Sozialprestige des 
Arbeiterberufes und des handwerklichen Berufes, 
der dann ins Gewerbliche und ins Selbständige 
führt. Ich meine, wir müssen zusätzlich zu dem, 
was Sie jetzt gefragt haben und ich Ihnen mit Ja 
beantwortet habe, auch in der nicht öffentlichen 
Wirtschaft dazu beitragen. daß dieser Facharbei­
termangel nicht auch deswegen entsteht, weil die 
Eltern nicht wollen, daß ihre Kinder Arbeiter, 
Gewerbetreibende und so weiter werden. Dazu 
gibt es eine Fülle von notwendigen politischen 
Maßnahmen. Eine ist etwa die Verfolgung der 
Forderung der Gewerkschaften, ein Mindestein­
kommen, einen Mindestlohn oder ein Mindestge­
halt festzulegen. Eine andere ist, durch bessere 
Beratung auch die Eltern in der Richtung zu in­
formieren, daß sie nicht alle Kinder automatisch 
in die AHS schicken. 

Das Dritte wäre - jetzt sind wir wieder beim 
öffentlichen Dienst -, tatsächlich die Grundaus­
stattung mit Einkommen einzuführen und dann 
bei besonderen Qualifikationen diese auch hono­
rieren zu können. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Eine Zusatz­
frage wurde von der Frau Abgeordneten Stoisits 
gewünscht. Bitte, Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 
Sehr geehrter Herr Bundeskanzler! Meine vorbe­
reitete Frage hat sich relativiert angesichts der 
Radiomeldung um 2 Uhr, daß im Block 2 des 
Atomkraftwerkes Bohunice ein Brand ausgebro­
chen sei. Wir haben inzwischen im Außenmini­
sterium angerufen, um zu erfahren, was da los ist. 
Das Außenministerium hat durch die grüne Frak­
tion erst davon Kenntnis erhalten. 

Darf ich Sie jetzt in aller Form bitten, alles Nö­
tige zu veranlassen, um die Frage zu klären, was 
es mit diesem Brand in Block 2 des Atomkraft­
werkes Bohunice auf sich hat? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Frau Abgeord­
nete! Nach § 96 Abs. 5 der Geschäftsordnung 
muß jede Zusatzfrage in unmittelbarem Zusam­
menhang mit der Hauptfrage stehen. Das ist bei 
Ihrer Frage nicht der Fall. Daher ist eine Beant­
wortung in diesem Rahmen nicht möglich. 

Wir kommen damit zur 12. Anfrage: Abgeord­
neter Hofer (ÖVP) an den Herrn Bundeskanzler. 
Bitte sehr. (Abg. Mag. Terezija S ( 0 i si t s: Das ist 
ja verrückt.' Bohwlice brenlll 80 Kilometer \'Oll 

hier.' Ulld da soll eine Beamworlul1g nicht möglich 
sein? Das ist ja l'erriickt!) 

Abgeordneter Hofer: Sehr geehrter Herr Bun­
deskanzler! Meine Anfrage lautet: 

181M 

Welche konkreten regionalpolitischen Maßnah­
men plant die Bundesregierung für Oberöster­
reich? 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Frau Präsiden­
tin! Mit Ihrem Einverständnis möchte ich doch zu 
dem genannten Thema nur ein Wort sagen: Mei­
ne Damen und Herren! Lassen Sie mich diese 
Fragestunde beenden. Ich stehe Ihnen dann so­
fort zur Beantwortung dieser Frage zur Verfü­
gung. (Abg. Mag. Terezija S (0 i si t s: Herr BUIl­
deskanzler.' Sie sind mit dieser Vorgangsweise 
auch eim'erstanden?) Ja. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Oberöster­
reich weist im Vergleich zu anderen Bundeslän­
dern eine regionalwirtschaftlich günstige Lage 
auf. Zur Förderung innovativer Investitionen im 
Bereich der Industrie und des produzierenden 
Gewerbes in den oberösterreichischen Problem­
gebieten wurde 1990 für die Dauer von drei Jah­
ren die vom Bund und Land gemeinsam finan­
zierte Förderungsaktion "Regionale Innovations­
prämie" eingerichtet. Die Abgrenzung,der Förde­
rungsgebiete wurde im Rahmen der Osterreichi­
schen Raumordnungskonferenz vorgenommen. 
Es sind dies das Mühlviertel, große Teile des Inn­
viertels, der Raum Steyr, das Braunkohlengebiet 
Hausruck und das innere Salzkammergut. 

In Verbindung mit der Öffnung der Grenze zur 
Tschechoslowakei sieht das Bundesministerium 
für öffentliche Wirtschaft und Verkehr im Rah­
men des Ostprogramms den Ausbau des Bahn­
verkehrs in die CSFR vor, was auch von großer 
regional politischer Bedeutung, insbesondere für 
den oberösterreichischen Zentralraum und für 
das Mühlviertel, ist. Zudem wird die Fertigstel­
lung des Rhein-Main-Donau-Kanals für die ober­
österreichische Industrie Standortvorteile brin­
gen. Die Verbesserung des Nahverkehrs in Ver-
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bindung mit Park-and-ride-Lösungen wird fort­
geführt, und außerdem soll eine höhere Attrakti­
vität des Fremdenverkehrs im inneren Salz kam­
mergut erzielt werden. Zu diesem Zweck wird 
eine vom Bund und vom Land Oberösterreich ge­
meinsam finanzierte Studie in Auftrag gegeben 
werden, womit auch effiziente Verkehrslösungen 
erarbeitet werden sollen. 

Darüber hinaus steht das Bundeskanzleramt in 
Verhandlungen mit der CSFR betreffend die Ein­
richtung einer österreichisch-tschechoslowaki­
sehen Raumordnungskommission, deren Ziel die 
Intensivierung der Raumordnungszusammenar­
beit für die österreichisch-tschechoslowakischen 
Grenzgebiete ist. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Eine Zusatz­
frage: Herr Abgeordneter Hofer. 

Abgeordneter Hofer: Herr Bundeskanzler! Ne­
ben diesen erfreulichen Maßnahmen. die Sie jetzt 
mir und damit dem Hohen Hause genannt haben, 
ist ein Anliegen regionalpolitischer Art in unse­
rem Bundesland die Eingliederung der sogenann­
ten Landlerdeutschen, sofern sie nicht in ihrem 
Land zu bleiben bereit sind. Dieses Thema ist von 
Kollegen Ofner heute auch schon angeschnitten 
worden. Selbstverständlich ist es so, daß wir alles 
tun müssen. daß sie nach Möglichkeit in ihrer 
Heimat bleiben. Dennoch muß man aber feststel­
len. daß aus dem Gebiet NeppendOl-f, Großau 
oder Großpold im letzten Jahr etwas mehr als 
3 000 ausgewandert sind. Ursprünglich waren es 
mehr als 5 000. Leider sind alle in die Bundesre­
publik Deutschland gegangen, nur 50 sind nach 
Österreich gekommen. Die Schwierigkeiten erge­
ben sich aufgrund unserer Gesetzgebung, weil 
eben die Gesetzgebung der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich der Eingliederung ehe­
maliger Deutscher wesentlich großzügiger ist. 

Ich möchte Sie daher fragen, Herr Bundeskanz­
ler: Sehen Sie eine Möglichkeit, im Rahmen der 
Bundesregierung für die Eingliederung dieser 
Landlerdeutschen etwas zu tun? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte, Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich habe keine unmittelbare 
Patentantwort auf Ihre Frage zur Hand. weil ich 
mit diesem Problem in der letzten Zeit nicht be­
schäftigt war. Aber ich nehme gerne im Zusam­
menhang mit den anderen heute hier schon be­
handelten Fragen auch Ihr Thema auf und werde 
Ihnen später darauf eine Antwort geben. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Eine weitere 
Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Hofer, bitte. 

Abgeordneter Hofer: Nur kurz noch, Herr 
Bundeskanzler. Könnten Sie sich vorstellen, weil 

es sich ja nur um sehr wenige Menschen handelt, 
daß man dieses Problem unbürokratisch von Fall 
zu Fall mittels eines Ministerratsbeschlusses 
klärt? Mittels eines solchen Beschlusses könnte so 
ein Antragsteller österreichischer Staatsbürger 
werden. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Ja. Herr Abge­
ordneter, das kann ich mir schon vorstellen. Wir 
brauchen natürlich, sofern es sich um finanzielle 
Mittel handelt, die Sie ja auch angesprochen ha­
ben. eine Budgetierung. Diese kann nicht von 
Fall zu Fall erfolgen. sondern sie muß im Bundes­
finanzgesetz festgelegt sein. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu einer weite­
ren Zusatzfrage gemeldet hat sich Herr Abgeord­
neter Peter. Bitte. 

Abgeordneter Mag. Peter (FPÖ): Herr Bundes­
kanzler! Sie haben die Regionalstudie des inneren 
Salzkammergutes angetönt. Dazu meine Zusatz­
frage: Das innere Salzkammergut leidet vor allem 
an der einsaisonalen Struktur und an den starken 
ausflugstouristischen Belastungen. Sind in der 
Studie, die Sie in Auftrag gegeben haben. investi­
ve Elemente enthalten, die zur Schaffung des 
Ganzjahrestourismus im Salzkammergut dienen 
sollen? Haben Sie Leitsysteme in dieser Studie 
eingebaut, die die massentouristischen Belastun­
gen des Salzkammergutes. vor allem des inneren 
Salzkammergutes. vor allem von Hallstatt. hint­
anhalten können? 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Herr Abgeord­
neter! Soweit ich über diese Studie informiert bin, 
ist es eine Studie, die sich schwerpunktmäßig mit 
Verkehrslösungen und -entflechtungen und der 
Beseitigung von punktuellen Belastungen be­
schäftigt. die zweitens aber auch das Gefälle im 
Gesamtraum Salzkammergut ausgleichen soll. Es 
gibt ja vom nationalen und internationalen Tou­
rismus bevorzugte Gebiete des Salzkammergutes. 
Andere. etwa der südliche Teil des oberösterrei­
chischen Salzkammergutes. sind nicht gerade be­
vorzugte Gebiete. Es geht darum, Entwicklungs­
chancen und Entwicklungsmöglichkeiten für die 
nicht bevorzugten Gebiete zu entwickeln und 
letztendlich bestimmte Finanzierungsüberlegun­
gen anzustellen. wie investive Vorhaben umge­
setzt werden können. 

Im übrigen, Herr Abgeordneter, ist das auch so 
eine Angelegenheit: Diese Studie soll ja nicht ir­
gendwo isoliert im stillen Kämmerlein gemacht 
werden, sondern mit den Interessierten. Daher 
werden von dort sicherlich auch Feedbacks kom­
men. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Abgeordneter 
Anschober hat sich zu einer weiteren Zusatzfrage 
gemeldet. Bitte. 
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Anschober 

Abgeordneter Anschober (Grüne): Herr Bun­
deskanzler! Im Rahmen der Ostöffnung wird ge­
rade im Mühlviertel die Frage des Transitver­
kehrs besonders relevant. Es wäre eine Forderung 
aus ganz Oberösterreich, auch unterstützt von 
der oberösterreichischen Landesregierung, daß 
als Regionalförderungsmaßnahme und im Sinne 
einer Verlagerung des Transitverkehrs auf die 
Schiene die Summerauer Bahn in das Konzept 
Neue Bahn übernommen wird. 

Frage: Bekennt sich die Bundesregierung dazu, 
daß es zu einem raschen Ausbau der Summerauer 
Bahn und zu einer Übernahme in das Konzept 
Neue Bahn kommt? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte, Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Herr Abgeord­
neter! Der zuständige Bundesminister Dr. Strei­
cher ist mit der oberösterreichischen Landesre­
gierung diesbezüglich in Kontakt. Soweit ich in­
formiert bin, hat man sich geeinigt, diese Bahn 
grundsätzlich zu planen und auch die Planungs­
kosten zu übernehmen. Ich kann Ihnen jetzt nicht 
sagen. ob das formal in diesem Programmkom­
plex Neue Bahn drin ist, aber es ist jedenfalls ein 
sehr konkretes Vorhaben zwischen Verkehrsmi­
nisterium beziehungsweise ÖBB-Generaldirek­
tion auf der einen und der oberösterreichischen 
Landesregierung auf der anderen Seite. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Frau Abgeord­
nete Graenitz hat sich zu einer Zusatzfrage ge­
meldet. - Bitte. 

Abgeordnete Dkfm. Ilona Graenitz (SPÖ): 
Herr Bundeskanzler! Sie haben auf den Plan, eine 
gemeinsame Raumordnungskommission zwi­
schen der CSFR und Österreich zu schaffen, hin­
gewiesen, und ich glaube, daß das ein sehr wichti­
ger Schritt ist, weil Fragen der Raumordnung und 
Raumplanung, die grenzüberschreitend gemein­
sam erarbeitet werden, sicherlich für ein zukünf­
tiges Europa von großer Bedeutung sein werden. 

Ich hätte da gerne etwas genauer nachgefragt 
und hätte gerne gewußt, welche Kontakte zu 
Raumplanungsstellen in der CSFR bereits beste­
hen und ob gemeinsame Vorhaben von regional­
politischer Bedeutung bereits geplant sind. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte, Herr 
Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Vranitzky: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Anläßlich des Besuchs von 
Ministerpräsidenten Calfa in Wien zu Beginn des 
Jahres 1990 hat Österreich die Einrichtung einer 
tschechoslowakisch-österreichischen Raumord­
nungskommission vorgeschlagen. Wir sind auch 
weiterhin daran interessiert, haben aber, weil ein 
solches Abkommen formal noch nicht zustande 

gekommen ist, in der Zwischenzeit informell mit 
den Fachdienststellen Kontakte aufgebaut. Zur­
zeit wird eine gemeinsame Regionalanalyse im 
Grenzraum vorbereitet. In Österreich wird diese 
Analyse vorgenommen vom Österreichischen In­
stitut für Raumplanung, auf der Seite des Nach­
barlandes von den Planungsinstituten Terplan 
und Urbion. 

Für den oberösterreichischen Grenzraum hat 
die oberösterreichische Landesplanung ihrerseits 
Kontakte zum slldböhmischen Kreis aufgebaut, 
und es ist beabsichtigt, die bisher gemachten sehr 
guten Erfahrungen Bayerns mit dem Naturpark 
Bayerischer Wald auch für die touristische Ent­
wicklung des Böhmerwaldes zu nutzen, um da­
durch grenzüberschreitende Tourismusprojekte 
zu initiieren. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wir kommen 
zur 13. Anfrage: Abgeordnete Madeleine Petro­
vic (Grüne) an den Herrn Bundeskanzler. 

Bitte, Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic: Ich stelle 
folgende Anfrage an Frau Bundesministerin Jo­
hanna Dohnal in bezug auf das Pensionsalter: 

271M 
Sind Sie auch der Meinung. daß die (langfristige) 

Angleichung des Pensionsalters von Mann und 
(-'rau nur gleichzeitig. und zwar in einem Gesetzes­
paket. mit anderen Maßnahmen zur realen Gleich­
stellung der Frau heschlossen werden darf! 

Bundesministerin ohne Portefeuille Johanna 
Dohnal: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ich 
möchte dies nicht als Gesetzespaket bezeichnen, 
weil das so nicht stimmen wird. Die Ausgangsba­
sis ist die Entscheidung des Verfassungsgerichts­
hofes. und daher sind bis 30. 1l. 1991 Maßnah­
men zu setzen. 

Ich bin ganz entschieden der Meinung, daß eine 
Angleichung des Pensionsalters nur Hand in 
Hand mit einer Reihe von Maßnahmen zur weite­
ren gesetzlichen, vor allem aber realen Gleichstel­
lung der Frauen zu verantworten ist. Wir wissen 
ja. daß Frauen. besonders was ihre Arbeitsbela­
stung anbelangt, nach wie vor unzähligen Be­
nachteiligungen ausgesetzt sind. Ich nenne nur 
ein Faktum: Neben der 40-Stunden- oder auch 
38-Stunden- oder 38.5-Stunden-Arbeitswoche ha­
ben Frauen noch durchschnittlich 35 Stunden im 
Haushalt zu arbeiten. Und das bezieht sich nicht 
nur auf die Kindererziehung. 

Unter diesen Umständen geht ja auch die Argu­
mentation mit einem abstrakten Gleichheits­
grundsatz an der Lebensrealität vorbei. Das heißt 
aber andererseits, daß es unter Hinweis auf den 
Vertrauensschutz, der vom Verfassungsgerichts­
hof ja deutlich hervorgehoben wird, keineswegs 
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Bundesministerin ohne Portefeuille Johanna Dohnal 

zu einer sofortigen Anhebung des Pensionsalters 
von Frauen kommen kann. Die Regelungen, die 
geschaffen werden müssen, haben so langfristig 
zu sein, daß dieser Vertrauensschutz gewährlei­
stet wird. Dazu sind viele Maßnahmen notwen­
dig, zum Beispiel über die Kinderbetreuung hin­
ausgehende Anrechnungskriterien, die noch zu 
finden und zu definieren sind, um eine gerechte, 
den weiblichen Lebenszusammenhang berück­
sichtigende Pensionsregelung zu erreichen. 

In dieser Legislaturperiode ist auch der Aufbau 
einer Mindestsicherung im Alter geplant, die 
nicht so wie die derzeitige Ausgleichszulage an 
das Einkommen des Ehepartners gebunden ist. 
Aber die entscheidende Grundlage für eine der 
Lebensführung entsprechende finanzielle Absi­
cherung im Alter im Zusammenhang mit der Er­
reichung von Pensionszeiten und daher mit dem 
Pensionsalter sind die Arbeits- und Verdienst­
möglichkeiten. Das ist ein ganz wesentlicher 
Punkt. 

Erst wenn in diesen Bereichen eine De-facto­
Gleichstellung der Frauen erreicht ist, kann man 
über eine Gleichstellung von Frauen und Män­
nern beim Pensionsanfallsalter reden. U nterstüt­
zende Maßnahmen darüber hinaus sind auch 
noch, die gerechte Auf teilung der Familienarbeit 
zu fördern, weiters die Schaffung von Frauenför­
derungsmaßnahmen für den Bundesdienst und 
für die Privatwirtschaft. sowohl was die finanziel­
le Gleichstellung als auch was die Aufstiegsmög­
lichkeiten betrifft. Ich möchte noch einen Punkt 
erwähnen, nämlich ein flächendeckendes Netz 
von ganztägigen Kinderbetreuungseinrichtungen. 

Sie sehen an Hand dieser Maßnahmen: Es wird 
nicht nur um ein Gesetz gehen können, sondern 
um einen Katalog von Maßnahmen, die aber auch 
zu realisieren sind, und die Regelung des Pen­
sionsalters muß mit diesen gesellschaftspoliti­
schen Maßnahmen korrespondieren. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wird eine Zu­
satzfrage gewünscht? - Bitte. 

Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic: Frau 
Bundesministerin! Sie haben soeben erwähnt, daß 
bis zum 30. November des heurigen Jahres die 
Pensionsregelung zu reformieren ist. Können Sie 
konkretisieren, welche gesetzlichen Inhalte es ge­
ben muß, damit die Pensionsregelung Ihre Zu­
stimmung findet, beziehungsweise wie stehen Sie 
insbesondere zum Ausgleichszulagenrichtsatz für 
Ehepaare, der für Frauen besonders diskriminie­
rend ist, da er diese letztendlich als Anhängsel 
ihres Ehemannes behandelt? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte, Frau Mi­
nister. 

Bundesministerin Johanna Dohnal: Frau Abge­
ordnete! Gestatten Sie, daß ich mit dem zweiten 
Teil Ihrer Frage anfange. Ich habe schon gesagt, 
ich strebe an, daß beim Ausgleichszulagenricht­
satz das Ehegatteneinkommen - jetzt einmal ge­
schlechtsneutral formuliert - unberücksichtigt 
bleiben soll. weil es ja in der Konsequenz dazu 
führt, daß verheiratete Frauen benachteiligt sind, 
und das kann ja auch nicht im Sinne des Erfinders 
sein. 

Zu den Regelungen in bezug auf das Pensions­
alter: Ich wiederhole noch einmal: Es geht hier 
um Regelungen, die zu finden sind und die nicht 
in einem Gesetz festzuschreiben sind. Es geht um 
die Veränderung von Bedingungen. Das heißt, 
daß es im Gesetz selber sehr stark um die Fristen 
gehen wird und darum, für welche Frauen in wei­
cher Lebenssituation an eine Anhebung des Pen­
sionsalters gedacht werden kann. Das heißt also, 
der Hauptpunkt wird sein, das so zu lösen, daß 
jene Frauen, die heute im Beruf stehen, die mit 
diesem Vertrauen in die Arbeitswelt eingetreten 
sind, die aber auch unter den bestehenden Le­
bensbedingungen eingetreten sind, sich auf den 
Vertrauensschutz, den ja auch der VGH postu­
liert, verlassen können. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wird eine wei­
tere Zusatzfrage gewünscht? - Bitte. 

Abgeordnete Dr. Macleleine Petrovic: Frau 
Bundesministerin! Sie leiten das Frauenministeri­
um, das meiner Meinung nach zu Recht von den 
Familienagenden abgekoppelt wird, um bessere 
Möglichkeiten für Frauen zur Teilnahme in allen 
gesellschaftlichen Bereichen, insbesondere im Be­
reich der Arbeitswelt, zu erreichen. 

Sie haben selbst soeben den anderen Teil der 
Aufgaben, den anderen Teil der Anliegen ange­
sprochen, den es zu bewältigen gilt, nämlich die 
bessere Integration von Männern im Rahmen der 
sogenannten Reproduktionsarbeit. Kann die Grü­
ne Alternative mit Ihrer Unterstützung rechnen, 
wenn wir in Form eines Gesetzesantrages den Va­
terschutz im Rahmen eines Beschäftigungsverbo­
tes und/oder die Möglichkeit eines Vaterschafts­
urlaubes verlangen werden? 

Bundesministerin Johanna Dohnal: Ich muß 
zuerst richtigstelIen, daß es kein Frauenministeri­
um gibt, sondern eine Frauenministerin im Bun­
deskanzleramt, wobei die fehlende Struktur noch 
aufzubauen ist. 

Ihre Frage nach einem Vaterschaftsurlaub kann 
ich, das erste Mal damit konfrontiert, jetzt nicht 
beantworten. Wir kennen den Karenzurlaub, das 
Karenzurlaubsgeld und den Mutterschaftsurlaub. 
Der Mutterschaftsurlaub ist aber gekoppelt an die 
Schwangerschaft. 
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Bundesministerin Johanna Dohnal 

Ich bin aber für jede neue Idee offen und auch 
diskussionsbereit und lade nicht nur die Grüne 
Alternative, sondern darüber hinaus alle Frauen 
Österreichs ein, mir ihre Vorschläge zu übermit­
teln und darüber mit mir zu diskutieren. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Frau Abgeord­
nete Partik-Pable hat sich zu einer Zusatzfrage 
gemeldet. Bitte, Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable (FPÖ): 
Sehr geehrte Frau Minister! Nicht nur die Höhe 
des PensionsanfallsaIters ist zu diskutieren, son­
dern - Sie haben das ja schon angedeutet - ins­
besondere die immer größer werdende Differenz 
zwischen den Pensionen für Frauen und für Män­
ner. Im Laufe Ihrer Tätigkeit im Staatssekretariat 
hat sich die Differenz immer mehr zum Nachteil 
der Frauen vergrößert. Sie haben zugesagt, daß 
Sie für eine Mindestsicherung eintreten werden. 

Mich würde interessieren: Wie soll eine solche 
Mindestsicherung ausschauen? Und wann soll sie 
in Kraft treten? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte, Frau Mi­
nisterin. 

Bundesministerin Johanna Dohnal: Frau Abge­
ordnete Partik-Pable! Ich nehme zur Kenntnis, 
daß Sie das Auseinanderklaffen der Pensionen 
der Frauen und der Männer mit meiner Tätigkeit 
im Staatssekretariat in Verbindung bringen. Das 
ist Ihre Ansicht. Ich sehe hier keinen Zusammen­
hang. (Abg. Dr. Helene Par li k - Pa bl e: Trotz 
Ihrer Tätigkeit.') Ja, auch trotz unser aller. Wir 
kennen aber auch die Gründe. 

Ich möchte Ihnen die Frage wie folgt beantwor­
ten: Die Mindestsicherung ist ja jetzt gegeben 
durch die Ausgleichszulage, allerdings mit dem 
wirklichen Schönheitsfehler, daß Frauen, die ver­
heiratet waren, obwohl sie lange gearbeitet haben, 
mit Unterbrechungen, aber trotzdem lange gear­
beitet haben, oft teilzeitbeschäftigt waren, zu sehr 
geringen "Pensionshöhen" kommen - wobei 
dann das Wort "Höhe" vielleicht nicht sehr ange­
bracht ist - und keine Ausgleichszulagen erhal­
ten, weil das Ehegatteneinkommen angerechnet 
wird. Der erste Schritt wäre, einmal von diesem 
System wegzukommen. Darüber hinaus werde ich 
in die Diskussion sehr wohl diesen Aspekt einer 
Mindestsicherung miteinbringen. 

Es ist - das ist Ihnen ja auch bekannt - im 
Koalitionsabkommen die Absicht festgeschrie­
ben, über die Erhöhung der Ausgleichszulagen 
für Alleinstehende und Ehepartner hinausgehend 
Schritte zu einer Mindestsicherung zu setzen. 
Realistischerweise würde ich meinen, daß in die­
ser Legislaturperiode die Durchsetzung dieses 
Vorhabens der Koalition, das auch festgeschrie­
ben ist, erreicht werden kann, aber jetzt schon 

massiv für eine Weiterentwicklung einer echten 
Mindestabsicherung gearbeitet werden muß. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu einer Zu­
satzfrage gemeldet hat sich Frau Abgeordnete 
Korosec. Bitte. 

Abgeordnete Ingrid Korosec (ÖVP): Sehr ge­
ehrte Frau Ministerin! Im Koalitionsübereinkom­
n1en wurde ja auch vereinbart, daß die Kinderer­
ziehungszeiten angerechnet werden sollen, und so 
i~ etwa alle Frauen ab 1960 und jünger. Das war 
ell1 besonderes Anliegen der Osterreichischen 
Volkspartei. 

Meine Frage lautet: Werden Sie, Frau Ministe­
rin, uns dahin gehend unterstützen, daß diese 
Kindererziehungszeiten bereits für jene Frauen in 
Geltung treten, die ab dem 1. Jänner 1992 in Pen­
sion gehen? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte. 

Bundesministerin Johanna Dohnal: Sehr geehr­
te Frau Abgeordnete! Wie ich wissen Sie, daß ja 
nach dieser Diskussion, in eier es um diese fixe 
Jahreszahlangabe gegangen ist, weitere Diskussio­
nen stattgefunden haben und daß im Zusammen­
hang mit einer Pensionsreform in dieser Rich­
tung, die Absicht umsetzend, die Kindererzie­
hungszeiten anzurechnen und in der Korrespon­
denz jetzt mit dem Verfassungsgerichtshofurteil, 
sicher die Frage der Fristen neu diskutiert werden 
muß. Ich würde meinen, daß heute keine Jahres­
zahl genannt werden sollte, weil das in einem Ge­
samt paket zu sehen ist. Im Zuge der Koalitions­
verhandlungen kam ja das Verfassungsgerichts­
hofurteil. Und daher ist diese Frage, auch was die 
Jahreszahl betrifft, sicher neu zu diskutieren. Es 
gibt ja sicher mehrere Möglichkeiten auch bezüg­
lich der Etappen. 

Ich kann Ihnen heute hier zusichern, daß ich so 
wie Sie mir Gedanken mache und auch bereit bin, 
darüber zu diskutieren und das auch mit einzu­
bringen. Wir sind hier flexibel und tragen der Le­
bensrealität Rechnung und arbeiten nicht mit ei­
nem Lineal. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Frau Abgeord­
nete Hostasch hat sich zu einer Zusatzfrage ge­
meldet. Bitte. 

Abgeordnete Eleonora Hostasch (SPÖ): Sehr 
geehrte Frau Ministerin! Wir haben in Österreich 
seit vielen Jahren das Gleichbehandlungsgesetz. 
Dieses konnte in einigen Fällen eine Diskriminie­
rung der Frauen zwar beseitigen, hat sich aber 
trotzdem noch nicht als voll wirksames Gesetz zu 
einer tatsächlichen Gleichbehandlung für die 
Frauen in der Berufswelt herausgestellt. 

Können Sie sich weitere Maßnahmen im Rah­
men des Gleichbehandlungsgesetzes vorstellen, 
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Eleonora Hostasch 

um eine noch effizientere Umsetzung dieses Ge­
setzes sicherzustellen? 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bitte. 

Bundesministerin Johanna Dohnal: Frau Abge­
ordnete: Ja. Ich kann sie mir nicht nur vorstellen, 
es gibt auch schon einen Katalog von konkreten 
Vorschlägen. Es ist auch heute eine Frage in die­
ser Richtung an mich gestellt worden. Ich bin 
auch fest entschlossen. mit dem Sozialminister, 
mit den Sozialpartnern diese konkreten Vorschlä­
ge, die zum Großteil auch von den ÖGB-Frauen 
kommen, in die Realität umzusetzen. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Danke. Die 
60 Minuten der Fragestunde sind abgelaufen. So­
mit ist die Fragestunde beendet. 

Zuweisungen 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Die in der letz­
ten Sitzung eingebrachten Anträge weise ich zu 
wie folgt: 

dem Justizausschuß: 

den Antrag 55/A der Abgeordneten Dr. Fuhr­
mann, Dr. Neisser und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetzbuch und 
das Bundesgesetz über die Ein-, Aus- und Durch­
fuhr von Kriegsmaterial geändert werden: 

dem Ausschuß für Arbeit und Soziales: 

den Antrag 56/A der Abgeordneten Eleonora 
Hostasch, Dr. Feurstein und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Beihilfenverlänge­
rungsgesetz geändert wird; 

dem Handelsausschuß: 

den Antrag 57/A (E) der Abgeordneten Mag. 
Peter und Genossen betreffend eine Unfallversi­
cherung für die österreichischen Bergrettungsleu­
te. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt be­
kanntgegebene Regierungsvorlage 

Bundesgesetz, mit dem die Ermächtung zur 
Veräußerung von Anteilsrechten an der "Credit­
anstalt-Bankverein" und der "Österreichische 
Länderbank Aktiengesellschaft" und zum Erwerb 
von Anteilsrechten an Banken oder Bankenhol­
dinggesellschaften erteilt sowie das Bundesgesetz 
BG BI. N r. 323/1987 abgeändert wird (43 der Bei­
lagen), 

weise ich 

dem Finanzausschuß 

zu. 

Fristsetzungsanträge 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Weiters teile 
ich mit, daß die Frau Abgeordnete Mag. Marijana 
Grandits beantragt hat, dem Finanzausschuß zur 
Berichterstattung über den Antrag 50fA (E) der 
Abgeordneten Monika Langthaler und Genossen 
betreffend umgehende Einrichtung eines osteuro­
päischen Energie- und Umweltfonds eine Frist 
bis 20. Feber 1991 zu setzen. 

Überdies liegt das von fünf Abgeordneten ge­
mäß § 43 Abs. 3 der Geschäftsordnung gestellte 
Verlangen vor, eine kurze Debatte über diesen 
Fristsetzungsantrag durchzuführen. 

Gemäß § 94 Abs. 5 der Geschäftsordnung ist 
eine Kurzdebatte gemäß § 57a in Fragestunden­
sitzungen nicht zulässig. 

Ferner teile ich mit, daß die Abgeordneten Dr. 
Fuhrmann und Dr. Neisser beantragt haben, dem 
Justizausschuß zur Berichterstattung über den 
Antrag 55/A der Abgeordneten Dr. Fuhrmann, 
Dr. Neisser und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Strafgesetzbuch und das Bun­
desgesetz über die Ein-, Aus- und Durchfuhr von 
Kriegsmaterial geändert werden, eine Frist bis 
16. Jänner 1991 zu setzen. 

Abstimmung über Fristsetzungsanträge 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wir kommen 
nunmehr zur Abstimmung über den Antrag, dem 
Finanzausschuß zur Berichterstattung über den 
Antrag 50fA (E) der Abgeordneten Monika 
Langthaler und Genossen betreffend umgehende 
Einrichtung eines osteuropäischen Energie- und 
Umweltfonds eine Frist bis 20. Feber 1991 zu set­
zen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für den 
Fristsetzungsantrag sind, um ein Zeichen der Zu­
stimmung. - Das ist die Mi nd er h ei t. Der 
Antrag ist somit a b gel e h n t. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den Antrag, dem Justizausschuß zur Berichter­
stattung über den Antrag 55/ A der Abgeordneten 
Dr. Fuhrmann. Dr. Neisser und Genossen betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetz­
buch und das Bundesgesetz über die Ein- , Aus­
und Durchfuhr von Kriegsmaterial geändert wer­
den, eine Frist bis 16. Jänner 1991 zu setzen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für den 
Fristsetzungsantrag sind, um ein Zeichen der Zu­
stimmung. - Das ist die Me h r he i t. Der An­
trag ist somit a n gen 0 m m e n. 

Einwendungen gegen die Tagesordnung 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Die Abgeord­
nete Stoisits hat im Sinne des § 50 der Geschäfts-
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Präsidentin Dr. Heide Schmidt 

ordnung schriftlich Einwendungen gegen die aus­
gegebene Tagesordnung der nächsten Sitzung er­
hoben. 

Ich trete diesen Einwendungen nicht bei, wes­
halb der Nationalrat zu entscheiden hat. 

Gemäß § 50 der Geschäftsordnung findet über 
solche Einwendungen eine Debatte statt. für die 
ich die Redezeit auf fünf Minuten beschränke. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter 
Voggenhuber. Ich erteile es ihm. 

N.5/} 
Abgeordneter Voggenhuber (Grüne): Meine 

sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Dritter Akt der 
Galavorstellung der Regierungskoalition in Sa­
chen Parlamentarismus. 

Meine Damen und Herren! Im NORICUM­
Verfahren wurde immer wieder darauf verwiesen. 
daß das Kriegsmaterialgesetz ein Gesetz voller 
Schwächen, Unklarheiten. Rechtsunsicherheiten, 
schwammiger Formulierungen und dergleichen 
ist. Die Verantwortung dafür trägt dieses Parla­
ment. Wenn in den nächsten Gerichtsverfahren, 
die auf uns zukommen, in Fragen der Neutrali­
tätsgefährdung dieser Vorwurf wieder erhoben 
wird, dann werden wir darauf bestehen, daß man 
in den Protokollen dieser Sitzung nachsieht, wer 
die Ungeheuerlichkeiten. die schwammigen For­
mulierungen. die Unklarheiten, die Gummipara­
graphen des Initiativantrages der SPÖ hier im 
Hause beschlossen hat, wer es zu verantworten 
hat, daß die Regierung unter dem Deckmantel ei­
nes Initiativantrages von SPÖ und ÖVP dieses 
Parlament übergehen konnte. 

Sie glauben, das ist vielleicht eine besonders lu­
stige Obstruktion der Opposition. Da irren Sie 
sich! Das ist ein Widerstand, ein politischer Wi­
derstand und ein demokratischer Widerstand ge­
gen die Selbstentmündigung dieses Parlaments. 

Herr Klubobmann Neisser! Sie haben hier in 
diesem Hause angekündigt - ich habe Ihnen da­
mals schon gesagt, daß ich auf Ihre Worte setze 
-, für ein starkes Parlament sorgen zu wollen, 
Sie haben angekündigt, dafür einzutreten, daß 
dieses Parlament nicht mehr Handlanger der 
Bundesregierung ist. 

Ich möchte Ihnen, Herr Klubobmann, hier 
schon eines zu bedenken geben: Eines wird nicht 
möglich sein: daß Sie sich auf der einen Seite in 
der öffentlichen demokratischen Debatte als ein 
Vertreter des Parlamentarismus profilieren wol­
len, daß Sie der Öffentlichkeit erklären: Ja, dieses 
Parlament braucht eine Entwicklung, dieses Par­
lament braucht eine demokratische Reform, die­
ses Parlament braucht eine lebendigere Debatte 
und einen größeren Respekt der Mächtigen vor 

diesem Parlament!, und auf der anderen Seite zu­
stimmen, daß in einer zentralen Frage des Staates 
dieses Parlament niedergewalzt wird. Etwas ande­
res geschieht doch nicht! (Abg. Dr. Ne iss er: 
Gibl es keine ö[[emliche Diskussion darüber?) 

Herr Klubobmann Neisser! Die öffentliche Dis­
kussion - das sehen Sie. wenn Sie sich die Mühe 
machen. beispielsweise die APA oder die heuti­
gen Tageszeitungen zu lesen - hat heute nur ein 
Thema und die Briefe und Telegramme, die wir 
bekommen, haben auch alle nur ein Thema: den 
Protest gegen die Entmündigung des Parlaments. 
Diese Debatte haben Sie allerdings zustande ge­
bracht. Mehr Zeit. sich nämlich mit dem Inhalt 
der Materien zu befassen, hatte die Öffentlichkeit 
ja nicht und auch nicht dieses Haus, weil wir näm­
lich die letzte der 24 Varianten Ihres Initiativan­
trages erst gestern früh erhalten haben. 

Und ich fasse es einfach nicht. daß man nicht 
den Respekt aufbringen und auch nicht die Kon­
sistenz der eigenen Versprechungen weiterführen 
und sagen kann: Diese Vorgangsweise, liebe Bun­
desregierung, in diesem Parlament nicht mehr! 
Sie können es nicht. Herr Klubobmann Neisser! 
Sie können nicht in der Öffentlichkeit die Stär­
kung des Parlaments versprechen und diese Pro­
zedur dann mittragen! Das ist nicht möglich! 

Herr Klubobmann Neisser! Über eines sollten 
wir uns doch verständigen: Wenn es einer Stär­
kung des Parlaments bedarf, dann wird es not­
wendig sein, daß sich diese Fraktionen auch ge­
gen die Arroganz der Macht der Bundesregierung 
stellen. 

Lassen Sie mich, da meine Redezeit schon zu 
Ende geht, noch eines hinzufügen: Die FPÖ als 
Oppositionspartei meldet sich heute in dieser De­
batte überhaupt nicht zu Wort. Sie ist für die Ent­
mündigung des Parlaments. Sie hat allerdings ei­
nen kühnen Parteiobmann, der heute eine Presse­
konferenz abhält. Dieser Parteiobmann - das 
dürfte zu seiner Fraktion hier im Hause nicht 
durchgedrungen sein - bezeichnet die Änderung 
des Kriegsmaterialgesetzes kühn als den größten 
Unsinn, den es seit langem gegeben hat, und be­
zichtigt die Bundesregierung, mit dieser Ände­
rung des Gesetzes das schlechte Gewissen vor den 
Amerikanern hier zu befriedigen, behauptet, daß 
mit diesem Husch-Pfusch-Gesetz - wörtliches 
Zitat - ein außenpolitischer Scherbenhaufen an­
gerichtet wird und daß mit diesem Gesetz Öster­
reich immer mehr in den Golfkonflikt hineinge­
zogen wird. Während der Parteiobmann der FPÖ 
in einer Pressekonferenz verkündet, daß dieses 
Gesetz außenpolitisch, neutralitätspolitisch und 
demokratiepolitisch der größte Unsinn ist, den er 
je gehört hat, betreibt hier seine Fraktion in die­
ser Sitzung den Beschluß dieses Gesetzes! 
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Voggenhuber 

Meine Damen und Herren! Die Oppositions­
partei ... (Abg. Dr. Sc h w i I'n m e r: Sie wollen 
jetzt Abgeordnete entmündigen.') Ich will Sie gar 
nicht entmündigen, aber Sie irren sich! Aber ganz 
im Gegenteil! Sehr geehrter Herr ... 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Abgeord­
neter Voggenhuber, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 
Kommen Sie bitte zum Schluß, oder ich muß Ih­
nen das Wort entziehen. 

Abgeordneter Voggenhuber (fortsetzend): Ich 
komme zum Schlußsatz. 

Herr Abgeordneter, ganz im Gegenteil! Ich will 
die Oppositionspartei FPÖ nicht entmündigen. 
Ich möchte, daß Sie hier vor aller Augen und Oh­
ren bekunden. daß Sie diesen Scherbenhaufen in 
der Außenpolitik, Neutralitätspolitik und Demo­
kratiepolitik mittragen und mitverursachen, da­
mit es die Österreicher in diesem Land auch wis­
sen! /4.57 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Stoisits. Ich 
erteile es ihr und weise darauf hin, daß die Rede­
zeit 5 Minuten beträgt. (Abg. Dr. G raff: Frau 
Abgeordnete.' Sie werden 1'0111 Herrn Voggenhllber 
mißbraucht.' ) 

1.J.57 
Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 

Herr Abgeordneter Graff! Haben Sie keine ande­
ren Sorgen, wo doch vielleicht morgen der Krieg 
am Golf ausbrechen kann? Sie haben doch, so­
weit ich weiß, zwei kleine Kinder zu Hause, und 
Sie haben keine anderen Sorgen, als sich zu fra­
gen, ob Abgeordneter Voggenhuber die Abgeord­
nete Stoisits geschäftsordnungsmäßig miß­
braucht. Nein. wirklich! Es ist wirklich ein Trau­
erspiel, was hier heute passiert. (Abg. Dr. 
Sc h w im m e r: Sie machen geschäflsordfHmgs­
mäßig . ... ') Nicht nur Herr Abgeordneter Graff 
mit seinen absolut unqualifizierten Wortmeldun­
gen ist ein Trauerspiel. 

Das eigentliche Trauerspiel spielt sich doch 
ganz woanders ab. Es ist nämlich so. daß die Da­
men und Herren Abgeordneten nicht mitdenken. 
(Zwischenruf des Abg. Dr. K hol.) Sie, Herr Ab­
geordneter Khol, denken offensichtlich auch 
nicht an Ihre Söhne und Töchter, sondern erei­
fern sich hier in Wortmeldungen. Sie denken 
nicht daran, was womöglich jetzt draußen pas­
siert. (Abg. Dr. K hoL: Das ist die Haltet-den­
Dieb-Methode.' Sie nehmen das Parlamelll nicht 
emsl! Sie machen ein Kasperlthealer.' - Abg. Dr. 
Graf f: Reden wir über den GoLf! - Abg. Dr. 
K hol: Nichlnur über die Geschäftsordnung.') 

Ich möchte, da es der Herr Bundeskanzler trotz 
meiner Bitte nicht getan hat, Ihnen eine soge­
nannte "Entwarnungsmeldung" geben. Der 
Block 2-Reaktor Bohunice hat gebrannt. Gott sei 

Dank brennt er nicht mehr. Er hat gestern ge­
brannt. Wir, die wir offensichtlich die einzig Sen­
siblen in diesem Punkt hier in diesem Haus sind, 
haben das für eine besorgniserregende Meldung 
in den 2-Uhr-Nachrichten des ORF gehalten und 
ihn deshalb gebeten, dazu Stellung zu nehmen. 

Aber jetzt komme ich zurück zu dem. was hier 
heute nicht diskutiert wird. Hier wird nämlich 
nicht diskutiert, wie viele Menschen womöglich 
im nächsten Monat durch VOEST-Haubitzen im 
Mittleren Osten umkommen. Darüber redet hier 
niemancl! (Abg. Sc h i e der: Weil stau dessen 
lailler Geschäfisordnlllzgsdebauen geführt werden.' 
Wir ~väref1 schon in der Debatte.') Darüber redet 
hier niemand! (Abg. Dr. K hol: Sie I'erlzindern 
das.' Sie lassen llflS nicht reden! Mit ihren Mätz­
chen zur Gescllä[lsordrumg verhindern Sie die Dis­
kussion.') Darüber redet hier niemand, daß Kin­
der, Frauen, Soldaten aus allen Ländern am Golf 
sterben werden. und das unter anderem durch 
österreichische Waffen! Und genau über dieses 
Thema wollen wir eine lange und breite Diskus­
sion im österreichischen Nationalrat führen. 
(Abg. Dr. K hol: Sie \'erhindern das durch ihre 
Obstruktion.') 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Die Frau Ab­
geordnete ist am Wort. Ich bitte, es ihr zu lassen! 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (foYlsec­
zend): Danke, das ist ganz reizend! 

Wir wollen die österreichische Bevölkerung 
darüber aufklären, worum es in diesem 24-Stun­
den-Gesetz geht. Wir wollen das! Sie wollen das 
nicht, denn Sie drücken hier ... (Abg. Dr. K hol: 
Sie ~vollen nur über die Geschäftsordnung reden.') 
Sie drücken hier Waffenschiebereien in den Mitt­
leren Osten durch. Wir wollen das nicht, wir wol­
len eine breitangelegte Diskussion. Wir wollen im 
lustizausschuß tagelang darüber diskutieren. Sie 
wollen das nicht. 

Darum ist das. was ich hier mache. nicht Miß­
brauch der Geschäftsordnung (Abg. Dr. K hol: 
Natürlich.' Sie verhindern die Diskussion.'), son­
dern ich nehme mir als frei gewählte Abgeordnete 
dieser Republik das Recht heraus, die österreichi­
sche Bevölkerung darauf aufmerksam zu machen, 
wie sie hier mit einem Kriegsmaterialgesetz ver­
gewaltigt wird. Das mache ich hier! (Abg. Dr. 
K hol: Das ist ObSlrtlkciollspolitik.') 

Sie können sich ja melden, Herr Abgeordneter 
Khol, melden Sie sich! Die Debatte kann lang ge­
nug sein. (Abg. Dr. K hol: Aber flicht zur Ge­
schäftsordnung!) Melden Sie sich bitte und sagen 
Sie uns, warum auch Sie binnen 24 Stunden die­
ses Gesetz hier durchziehen wollen! Erklären Sie 
uns das! (Abg. Dr. K hol: Das ist augenschein­
lich.') 
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Darüber will man ja hier nicht sprechen, dar­
über will hier niemand diskutieren, welchen In­
halt dieses Gesetz hat. (Abg. Dr. F uhr m a fl 11.: 
Wir werden das tun, wenn Sie endlich mit der Ge­
schäfcsordllllngsdebaue aufhören.') Herr Klubob­
mann, Sie kommen auch noch oft daran, wenn 
Sie wollen und wenn Sie tatsächlich der österrei­
chischen Bevölkerung sagen wollen, was hier be­
absichtigt ist. Wenn Sie das wirklich wollen, wer­
den Sie hier im Parlament Gelegenheit genug 
dazu haben. - Danke. (Beifall bei den Grünen. -
Abg. Dr. F II h r m a 11 11: Danll hören Sie doch end­
lich auf, UIlS inhaltlich zum dritten Mal das gleiche 
zu sagen.') 15.!C 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Petrovic. 
Ich erteile es ihr. 

15.1;;2 

Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 
Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 
Mir ist vor einigen Tagen eine Tagesordnung für 
die heutige Sitzung zugeleitet worden, auf die ich 
mich selbstverständlich vorbereitet habe, einge­
hend vorbereitet habe. Dort ist es insbesondere 
um Fragen der sozialen Sicherheit der Österrei­
cherinnen und Österreicher gegangen, um die 
Frage der Arbeitsinspektion, aber auch um ökolo­
gische Themen, wie etwa das Waldsterben. 

All das ist plötzlich uninteressant geworden. 
Die Tagesordnung, die von der Mehrheit hier be­
schlossen wurde, wird auf den Kopf gestellt, um 
den Kopf einiger Regierungsmitglieder aus der 
strafrechtlichen Schlinge zu ziehen. 

Sozialthemen treten zurück, wenn es wieder 
einmal darum geht, die strafrechtliche Verfol­
gung von Regierungsmitgliedern zu verhindern. 

Im Strafgesetzbuch selbst und in der Europäi­
schen Menschenrechtskonvention wird zum 
Schutz von Personen, die möglicherweise ein De­
likt begehen könnten, gefordert, daß niemals eine 
Strafe für Verhaltensweisen verhängt werden 
darf, die nicht schon im vorhinein, das heißt vor 
ihrer Begehung, mit Strafe bedroht waren. Jetzt 
zeigt sich der Prozeß in der entgegengesetzten 
Richtung, nämlich daß man ganz offensichtlich 
darauf gekommen ist, daß bereits Tausende Flüge 
über österreichisches Gebiet stattgefunden haben 
und daß jetzt ein massiver Einsatz von Kriegsma­
~~hinen bevorsteht. Eben deswegen, weil das in 
Osterreich verboten ist, mit gutem Grund verbo­
ten ist, werden die Regierungsfraktionen darange­
hen, dieses Gesetz zu ändern, damit die dafür 
Schuldigen nicht bestraft werden können. 

Und das wird in der Form getan, daß die von 
den Mehrheitsparteien festgelegte Geschäftsord­
nung von den Abgeordneten selbst, weil es ihnen 
halt so paßt, umgestoßen wird. 

Die KO.~lsequenzen werden gewaltig sei~: Das 
neutrale Osterreich, das "noch" neutrale Oster­
reich, wird einen Beitrag dazu leisten, daß eine 
weitere Region dieser Erde devastiert wird. Wir 
haben schon sehr viele kaputte Zonen. Weißruß­
land ist kaputt. Weite Teile Ostafrikas sind ka­
putt. Amazonien ist kaputt. Viele Teile MitteI­
lInd Osteuropas sind ökologisch kaputt. Jetzt 
wird es auch die Golfregion sein. 

Dem Blutbad, das dort bevorsteht, wird eine 
Periode des Hungers und der Not folgen; nicht 
für einen Aggressor, sondern für Abertausende 
Menschen. Das alles wird in Kauf genommen, um 
eben den Kopf einiger weniger aus der strafrecht­
lichen Schlinge zu ziehen, damit es dann wirklich 
mit Fug lind Recht heißen wird: Die kleinen Gau­
ner hängt man, die großen ändern sich selbst das 
Strafgesetz. 

Im übrigen bin ich der Meinung, daß Tierver­
suche aufgrund ihrer verheerenden Auswirkun­
gen auf Menschen und Mitwelt abzuschaffen sind. 
I Beifall bei den Grünen.) 15JJ5 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Heindl. Ich 
erteile es ihr. 

15.05 
Abgeordnete Christine Heindl (Grüne): Meine 

Damen und Herren! 183 Personen haben die 
Aufgabe, hier in diesem Haus Gesetze im Namen 
des österreichischen Volkes zu machen. Allein die 
Abgeordneten der Grünen Alternative bemühen 
sich, die Diskussion über derart wichtige Ent­
scheidungen jetzt hier in diesem Haus für die Öf­
fentlichkeit einsichtig zu führen. 

Das heißt, 183 minus zehn Personen, also 
173 Personen, finden nichts dabei, daß eine der­
art einschneidende Maßnahme in die Gesetzesla­
ge unseres Staates, daß derart falsche Entwicklun­
gen hier einfach über die Bühne gezogen werden. 
Dieses Theater, das wir heute hier aufführen, ist 
tatsächlich beschämend. (Abg. Dr. 
Sc h w i m m e r: Sie führen ein Theater auf.') Ja, 
dieses Theater ist wirklich beschämend, meine 
Herren! (Abg. Dr. Sc h ~t' i 111 me r: Jetzi haben 
Sie die Wahrheit gesagt.') Ja, ganz genau, es ist 
wirklich ein Theater, wenn man hier sitzt und 
nichts dabei findet, daß 173 erwachsene Men­
schen, Männer und Frauen, nur sitzen, Zeitung 
lesen, die Zeit vergehen lassen, auf die Uhr blik­
ken, um dann ganz schnell noch vor der Geister­
stunde den Verfassungsausschuß tätig werden zu 
lassen, damit wir morgen hergehen und etwas aus 
einem menschlichen Beweggrund unserer Regie­
rung - sie hat nämlich Angst, vor dem Staatsan­
walt zu landen - beschließen. (Abg. Dr. 
Sc h w i In m e r: Auch das ist falsch! Sie wissen 
nicht einmal, wovon Sie reden.' Nicht einmal den 
richtigen Ausschuß wissen Sie.') 
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Sie werden mich sicherlich belehren. Es wäre 
wunderschön, wenn Sie jetzt auch ans Rednerpult 
kommen würden und Ihre Meinung hier darlegen 
würden. (Abg. Dr. Sc h w im m e r: Nein, bei Ih­
rem Theater spiele ich nicht mil.' ) Ja. es ist leider 
ein Theater. aber ein sehr tragisches, ein wirklich 
tragisches. 

Ich habe vorhin gesagt, die erste menschliche 
Regung der Regierung ist es anscheinend wirklich 
gewesen. Angst vor dem Staatsanwalt zu haben. 
Ich würde mir aber wesentlich mehr Verantwor­
tung vor der Angst jedes einzelnen Menschen vor 
den Folgen eines Krieges wünschen. Wenn Kriege 
auf der Welt noch geführt werden. dann würde 
ich mir wünschen, daß Staaten wie Österreich 
hergehen und alle Maßnahmen setzen, daß Pro­
bleme auf friedliche Art und Weise gelöst wer­
den, und nicht ganz schnell Maßnahmen setzen, 
um ja mittun zu können bei der Vernichtung von 
Menschen. 

Es war in der letzten Zeit in der Frage der 
Flüchtlingsproblematik, wozu in Äußerungen 
Vertreter der Kirche wirklich die Wahrheit gesagt 
haben. Auch in diesem Fall war es ähnlich. Ich 
glaube. es war Kardinal König, der gesagt hat. das 
Wort "Krieg" müßte aus unserem Vokabular ver­
schwinden. 

Tragisch ist, daß aus dem Vokabular von 
173 Abgeordneten des österreichischen Parla­
ments das Wort "Friede" verschwunden ist und 
damit auch die Verantwortung gegenüber ihrer 
eigenen Arbeit und Tätigkeit. 

Wir haben das Jahr 1991 erst begonnen. Es gibt 
sehr viele Menschen, die Vorsätze fassen. Ich hof­
fe, Sie haben zu Silvester auch den Vorsatz ge­
faßt, diese Ihre Verantwortung zumindest ein 
kleines Stück voranzutreiben, weiterzutun, sich 
nicht hinter dem Klubzwang zu verstecken, sich 
nicht hinter Maßnahmen der Regierung zu ver­
stecken, sondern als verantwortliche Abgeordnete 
dieses Staates heute herzugehen und wirklich ge­
gen dieses 24-Stunden-Gesetz, gegen diese Maß­
nahmen zu stimmen, wirklich zu schauen, daß die 
öffentliche Diskussion weitergefLthrt wird, daß 
Wege gefunden werd~n, wie Österreich zum Frie­
den beitragen kann. Osterreich soll nicht die Rol­
le eines Anhängsels von KriegsbefLtrwortern spie­
len müssen. 

Ich glaube, das wäre ein guter Vorsatz für ein 
neues Jahr und nicht die Maßnahmen, die jetzt 
hier in diesem Hause gesetzt werden. indem man 
es einer kleinen Fraktion überantwortet, für die 
Anliegen der Österreicher einzutreten, für die 
Anliegen vieler Tausender, die auf die Straße ge­
gangen sind, für den Frieden zu demonstrieren. 
173 Menschen sitzen hier und tun so, als ob es das 
Ganze nicht geben würde. - Danke. (Beifall bei 
den Grünen.) 15.lIJ 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Grandits. 
Ich erteile es ihr. 

f 5.1IJ 
Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
finde es ungeheuerlich, daß Sie nach wie vor so 
tun, als hätte die grüne Fraktion absichtlich den 
heutigen Tag auserkoren, um Zeit zu schinden. 
und zwar grundlos. Sie haben anscheinend noch 
immer nicht begriffen, worum es geht (Ruf: Oder 
wer?), wie tief der Einschnitt in diesen Staat 
durch die vorgesehenen Gesetzesänderungen sein 
könnte. 

Ich muß es mit einem Beispiel noch einmal un­
termauern, daß es keine grüne Spinneridee ist, 
sondern ein Thema, das ganz Österreich beschäf­
tigt, und daß namhafte Personen ihren Protest 
nicht nur an uns. sondern auch an Sie alle und 
auch an Ihre Fraktionen gerichtet haben. Tun Sie 
nicht so, als hätten Sie eine völlig richtige Vor­
gangsweise gewählt, als hätten Sie in der Aktuali­
tät der Angelegenheit nicht anders handeln kön­
nen. Wir wissen alle, daß diese Resolution schon 
am 29. November 1990 beschlossen wurde - da 
liegen immerhin einige Wochen dazwischen - , 
aber niemand hat sich bemüßigt gefühlt, eine Dis­
kussion loszutreten. Anscheinend hat man sehr 
wohl Angst dav<?r gehabt, wie sich die Östen-ei­
cherinnen und Osterreicher zu diesem Problem 
Neutralität und Kriegsmaterialgesetz stellen wer­
den. 

Als Beispiel, das ich schon vorher angeführt 
habe, möchte ich eine Pressemitteilung des Ple­
nums der österreichischen Rektorenkonferenz 
anführen. Ich nehme an, Sie wissen alle, um wel­
ches Gremium es sich dabei handelt. Es sind alle 
Rektoren aller österreichischen Universitäten in 
diesem Plenum vertreten. Dieses Gremium hat 
eine Pressemitteilung auch an uns geschickt, die 
sich sowohl gegen den Krieg im Irak als auch ganz 
massiv gegen jede Änderung des Kriegsmaterial­
gesetzes und des Strafgesetzbuches wendet. 

Ich zitiere: "Jede Okkupation eines fremden 
Territoriums ist zu verurteilen! Dennoch glauben 
wir nicht, insbesondere aufgrund der Erfahrun­
gen dieses Jahrhunderts, daß Krieg und die Ver­
letzung von Menschenrechten zu Problemlösun­
gen führen können. Die österreichische Rekto­
renkonferenz als Vertreterin der österreich ischen 
Universitäten und Kunsthochschulen appelliert 
an alle Verantwortlichen, den Verhandlungsweg 
nicht zu verlassen, und wendet sich gegen die Än­
derung des Kriegsmaterial- und Strafgesetzes." 

Ein anderes Beispiel: Universität Innsbruck, In­
stitut für Philosophie. Herr Universitätsprofessor 
Dr. Hans Köchler hat dem grünen Klub eine Mit­
teilung überbracht, in der er die Haltung der Grü-
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nen-Alternativen bezüglich der Neutralitätsfrage, 
Kriegsmaterialgesetzänderung und die ganze An­
gelegenheit am Golf unterstützt, und dies in ei­
nem Brief folgendermaßen begründet. Dieser 
Brief ist übrigens auch an den Herrn Außenmini­
stel' gegangen und, ich nehme an, auch an die an­
deren Klubs, aber Sie ignorieren anscheinend all 
diese Dinge. Das sind namhafte Persönlichkeiten, 
die sich mit den Rechtsbeständen sehr wohl aus­
einandergesetzt haben. Das sind nicht jene, die 
Sie immer als Spinner der Friedensbewegung und 
als unrealistische Friedensapostel bezeichnen. 
Wie gesagt, Herr Universitätsprofessor Hans 
Köchler gehört sicher zu den Menschen, die wis­
sen, wovon sie reden. 

Ich möchte nur zwei Sätze aus diesem Brief zi­
tieren, und zwar weist er darauf hin, daß die Re­
solution 678 in wesentlichen Punkten der UNO­
Charta widerspricht und daher nicht in Überein­
stimmung mit der Charta verwirklicht werden 
kann. Was dahintersteckt, ist für ihn klar. Das ist 
keine schlampige Formulierung von Juristen, 
sondern machtpolitisches Kalkül, das einem ein­
zelnen Staat praktisch eine Generalvollmacht für 
einseitige Militäraktionen erteilt. Und aus diesem 
Grund wendet er sich auch gegen alle Änderungs­
vorschläge und Versuche. Genau das betrifft eben 
jetzt diese Debatte und ist der Grund dafür, wes­
halb wir sie führen. 

Ich glaube. das sind doch Warnzeichen. das 
sind doch Alarmsignale. Und wenn sie darauf 
nicht eingehen und auf diese nicht Rücksicht neh­
men wollen, dann frage ich mich, wen Sie in die­
sem Staat vertreten. (Beifall bei den Grünen.) 
15.15 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächste zu 
Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Langthaler. 
Ich erteile es ihr. 

15.15 

Abgeordnete Monika Langthaler (Grüne): 
Meine Damen und Herren! An der jetzigen Dis­
kussion merkt man wieder. wie vorteilhaft es 
wäre, würden alle Debatten live im ORF übertra­
gen werden, denn dann würde die Diskussionsbe­
teiligung wirklich etwas anders aussehen. (Abg. 
He i 11 Z i n ger: Da würden Sie vom Rednerpllil 
überhaupt nicht mehr wegkommen!) Denn es ist 
wirklich unglaublich, und ich frage mich, wie man 
sich da so fühlt, wenn man stundenlang in den 
Bänken sitzt ... (Abg. He in z in ger: Und Ih­
nen zuhöre. sehr schlecht.' - Weitere Zwischenru­
fe.) Na ja, dann kommen Sie heraus, und beteili­
gen Sie sich an der Diskussion, und qualifizieren 
Sie uns nicht als zehn Abgeordnete, die hier in 
erster Linie die Zeit vergehen lassen wollen, ab, 
denn so ist es nicht! (Abg. Dr. F Li h r man n: Das 
tun Sie doch.') So ist es aber nicht. (Ruf bei der 
Ö VP: Sie wollen ja nur ein Theater aufführen!) 

Herr Fuhrmann! Ich habe Sie. bevor Sie Klub­
obmann geworden sind, nicht so genau gekannt. 
Aber in jeder Rede, die Sie hier in diesem Parla­
ment gehalten haben, fordern Sie eigentlich die 
Entmachtung des Parlamentarismus. (Abg. Dr. 
F uhr m a Illl: Da schall.') Wenn Sie das in Ihrer 
Funktion als Klubobmann tun, ist es eine wirklich 
schlimme Sache, würde ich meinen. (Ruf bei der 
SPÖ: Da müssen Sie aber in einem anderen PaI'la­
meflf gewesen sein!) Nein, es war in diesem Parla­
ment. Ich passe nämlich vor allem bei den Reden 
der Klubobleute sehr gut auf. (Abg. Illg. Res sei: 
Fällt Ihnen zur Sache nichts mehr ein, Frau Kolle­
gin 7) 

Herr Fuhrmann! Auch heute haben Sie mehr 
oder weniger gemeint: zu viele Debatten, zu lange 
Debatten, ein Zuviel an Demokratie. - Das ist da 
gar nicht notwendig. (Abg. Dr. F II h r man n: Sie 
zitieren vollkommen falsch.' Jedes Wort. das Sie 
hier sagen, ist falsch zitiert.') Bitte, es geht ja hier 
nicht um irgendwelche Gesetzesänderungen. 
(Abg. Dr. F uhr man 11: Jedes Wort. das Sie hier 
sagen, iST falsch zitiert.') Wir können ja aus dem 
Stenographischen Protokoll ersehen, was Sie in 
Ihrer Rede heute morgen gesagt haben; ebenso 
was Sie bei der Debatte über die Regierungserklä­
rung gesagt haben. (Ruf bei der SPÖ: ErST lesen, 
dann reden.') Ja, das würde ich Ihnen auch emp­
fehlen. aber es wäre schön, wenn Sie denken und 
reden würden, Herr Kollege, wenn Sie es wagen 
würden, da herauszugehen und wirklich zu sagen: 
Die Neutralität ist uns nicht mehr wichtig. (ZH'i­
schellrtlf bei der SPÖ.) Gehen Sie heraus. und sa­
gen Sie es ehrlich der österreich ischen Bevölke­
rung: Wir tun zwar immer so, wir sind ein neutra­
ler Staat. aber wenn es dann wirklich um die Be­
wahrung der Neutralität geht, melden wir uns 
nicht zu Wort. Wir warten die Debatten der Grü­
nen halt ab, wir sitzen verdrossen da, weil wir zu 
spät zum Abendessen kommen, und mühsam 
nehmen wir diese Debatte eben in Kauf. (Abg. 
Ing. Res 5 e I: Frau Kollegin.' Nützen Sie die Gele­
genheit. Ihren Standpunkt darzustellen.') 

Da geht es um substantielle Änderungen; und 
das während eines Krisenfalles, in dem die Welt 
schon lange nicht mehr war. Und Sie nehmen das 
mit einer Ignoranz hin, die ihresgleichen sucht. 
Und dann wundern Sie sich wirklich, daß es eine 
so enorme Politik verdrossenheit in diesem Land 
gibt und daß man oft die Entscheidungen und 
Debatten im Parlament nicht ernst nimmt. weil 
Sie hier ein wirkliches Schauspiel dafür bieten. 
(Abg. G ra b n e r: Wenn der Herr Voggellhuber 
sagt. er !'vürde selbst die Grünen nicht mehr wäh­
len. dann glaube ich es SChOll.') 

Es ist mir ein Rätsel, warum Sie sich nicht Ihrer 
eigenen Macht als Parlamentarier bewußt sind, 
warum Sie sich selbst aus reiner Parteiraison im­
mer wieder zurücknehmen und zurückstellen. Ich 
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schaue hier bewußt eher auf die SPÖ, weil ich 
noch immer gedacht habe, es gibt hier so etwas 
wie Friedenspolitiker, wie Politiker, die tatsäch­
lich auch noch die Neutralität in den Vorder­
grund ihrer Parteiraison stellen. Ihre eigene Ju­
gendorganisation, die offensichtlich wirklich sehr 
oft als Feigenblatt herhalten muß. hat in einem 
Brief an alle Abgeordneten folgendes angemerkt: 

"Junge Generation SPÖ Wien: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Sehr geehrte Frau Abgeord­
nete! Angesichts der aktuellen Kriegsgefahr. un­
serer Sorge um den Frieden und unserer Sorge 
um die Neutralität Österreichs fordern wir Sie 
auf. von einer Änderung des Kriegsmaterialienge­
setzes Abstand zu nehmen. Die .Befreiung' Ku­
waits darf nicht um den Preis eines Massenster­
bens in der ganzen Region erreicht werden. Ent­
scheiden Sie sich für eine aktive Friedenspolitik, 
und unterstützen Sie mit uns folgende Positionen: 
Wirtschaftsboykott statt Krieg! Keine Waffen­
durchfuhr durch Österreich! Kein Abrücken von 
der Neutralität!" 

Ich nehme an, Sie distanzieren sich mittlerweile 
von Ihrer eigenen Jugendorganisation, da es kein 
einziger der sozialistischen Abgeordneten der 
Mühe wert findet. hier herzugehen und wirklich 
entweder eine klare Position für oder eine klare 
Position gegen die Neutralität einzunehmen. 

Ich halte Ihr Verhalten für eines der enttäu­
schendsten Erlebnisse eines jungen Menschen, 
der in die Politik geht. IAbg. Dr. No wo ( n y: 
Wartell Sie doch.' Die Diskussion kommt ja! Sie 
werdell Sie nicht erzwingen können.') Hier und 
jetzt geht es darum, wie mit dem Parlament und 
mit den Abgeordneten, mit uns allen umgegangen 
wird und umgegangen worden ist. Eine Tagesord­
nung wird, als wäre nichts gewesen, vom Tisch 
weggefegt. nur um mit großem Druck etwas an­
deres durchzuschieben. Und da beginnt es ja 
wohl, da ist der Beginn der Entmachtung des ein­
zelnen Parlamentariers, des Parlaments und letzt­
lich der Demokratie. Und Sie schauen zu und är­
gern sich über jeden Debattenbeitrag, anstatt daß 
Sie sich getrauen, hier herauszugehen und Ihre 
Meinung zu sagen. 

Schauen Sie sich an, wie Parlamentsdebatten in 
den USA oder in Großbritannien geführt werden, 
wo sehr wohl - wenn Sie die Debatten im CNN 
verfolgt haben - zu den aktuellen Ereignissen 
selbst von den Republikanern ein zum Teil sehr 
kritischer Kurs gegenüber Bush eingeschlagen 
worden ist. Also ich verstehe nicht, warum sich 
nicht einmal ein einziger sozialistischer Abgeord­
neter wagt oder getraut, sich hierherzustellen und 
ein bisserl Kritik gegen den Herrn Kanzler oder 
ein bisserl Kritik gegen die Regierung zu üben. 
Nichts, Schweigen, überhaupt nichts kommt von 
Ihnen. Das ist eine der größten Enttäuschungen 

für jeden, der frisch in dieses Parlament einzieht. 
(Beifall bei den Grünen.) I5.:!2 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Anschober. 
Ich erteile es ihm. 

15.:!:! 

Abgeordneter Anschober (Grüne): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Ich muß sagen, 
ich bin dankbar, daß manche von Ihnen zwischen 
den Schläferstunden, die Sie hier absolvieren, hin 
und wieder einmal einen Blick über die Zeitung 
werfen und mühsam die Augenlider heben. Ange­
sichts dieser Problematik und möglicherweise am 
Vorabend eines unfaßbaren Krieges, einer unfaß­
baren militärischen Auseinandersetzung, die sich 
zum weltweiten Flächenbrand entwickeln kann, 
setzt Österreich ein Zeichen, ein gewaltiges Zei­
chen. Ich würde es für richtig halten, ein Zeichen 
zu setzen. Aber dieses Zeichen, das hier gesetzt 
wird, ist erbärmlich. Dieses Zeichen heißt: Wir 
ziehen ein Kriegswaffenexportgesetz durch und 
überfahren die normalen demokratischen Ge­
pflogenheiten. überfahren eine klare ausführliche 
öffentliche Auseinandersetzung mit dieser The­
matik. 

Was dieses Zeichensetzen bedeutet, was dieses 
Kriegswaffenexportgesetz bedeutet, das ist einer­
seits der klare Versuch, diese Bundesregierung 
vor der Staatsanwaltschaft zu retten, und das ist 
zweitens die Bereitschaft. wieder einmal als politi­
scher SteigbügelhaIter für eine Waffenindustrie 
in Österreich herzuhalten, die in den letzten Jah­
ren Geschäfte gemacht hat, die politisch und juri­
disch kriminell gewesen sind und es bis zum heu­
tigen Tag noch immer sind. 

Sie wissen genau, daß dieses Kriegswaffenex­
portgesetz auch dazu da ist, daß wieder einmal 
Geschäfte in Krisenregionen gemacht werden 
können. Sie eröffnen damit eine Nische, Geschäf­
te mit Krisen, mit Konfliktsituationen zu machen, 
und das ist unerträglich. 

Am gestrigen Tag hat der US-Senat eine weite­
re, wirklich unfaßbare und, ich würde sagen, für 
Österreich beschämende Dokumentation vorge­
legt - Sie kennen Sie möglicherweise, falls Sie 
doch heute während dieser Debatte genug in die 
Zeitung geschaut haben -, wo es heißt: Öster­
reich war für elen Irak der drittgrößte Waffenlie­
ferant. Österreich ist ganz maßgeblich daran be­
teiligt, daß der Irak auf die Art und Weise hoch­
gerüstet ist, wie es jetzt tatsächlich aussieht. In 
dieser US-Senatsdokumentation findet sich eine 
Liste von renommierten österreichischen Firmen 
wie Alu-Bau Normbau, Andritz-Maschinenfa­
brik, Brown Boveri, Delta Consult, Delta System, 
Feneberg, Girozentrale, Grill und Grossmann, 
Hirtenberger, Hutter & Schrantz und so weiter 
und so fort. 
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Milliarden-Geschäfte mit dem Irak. Eine Be­
waffnung bis an die Zähne hat ein österreichi­
sches Kriegswaffenexportgesetz ermöglicht, das 
Sie geschaffen haben. 

Und was ist Ihre Konsequenz aus dieser Situa­
tion? - Sie lockern es weiter auf, Sie weichen es 
weiter auf. Sie degradieren dieses Gesetz weiter 
zu Papier, Sie machen die Schleusen für die Dea­
ler mit Mordwaffen weiter auf. Das ist Ihr Zei­
chen am Vorabend eines großen Krieges! 

Wissen Sie, was die Würde dieses Hohen Hau­
ses nicht verletzen würde? Der Würde dieses Ho­
hen Hauses würde entsprochen. würden Sie hier 
und heute hergehen und am Vorabend eines gro­
ßen Krieges erklären: Unser klares Ziel ist es. 
endlich aus dieser österreichischen Waffenpro­
duktion ein für allemal auszusteigen, mit dieser 
Pl'Oduktion Schluß zu machen. Sie machen das 
Gegenteil: Sie öffnen die Schleusen für den Han­
del mit Kriegsgeräten. (Beifall bei den Grünen.) 
15.26 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Wabl. Ich 
erteile es ihm. 

15.26 
Abgeordneter \Vabl (Grüne): Meine Damen 

und Herren! Ich nehme an, Sie haben heute den 
.,Kurier" gelesen. Wenn Sie die Titelseite des 
"Kurier" ganz aufmerksam durchlesen, kommen 
Sie vielleicht dahinter, welcher psychologischen 
Falle wir aufsitzen. Da titelt der "Kurier" in sei­
ner Schlagzeile: "Die Welt zittert vor dem Krieg!" 
Und dann steht da sinngemäß: Die alliierten 
Truppen warten in Saudi-Arabien, am Golf auf 
den Befehl aus Washington. 

Nun habe ich doch in der Schule gelernt, daß 
die UNO nicht in Washington ihren Sitz hat, son­
dern ganz woanders. Jetzt frage ich mich: Wovor 
zittern wir? Warum zittern wir? Warum zittert 
diese Bundesregierung? Warum zittern die Abge­
ordneten hier in diesem Hause? Warum zittern 
die Menschen überall auf dieser Erde vor diesem 
Krieg, sofern sie davon informiert sind? Vor 
wem? Wer ist das, der diesen Krieg macht? 

In der offiziellen Sprachregelung ist ganz ein­
deutig, daß es Saddam Hussein ist, ein krimineller 
und aggressiver Diktator. Meine Damen und Her­
ren! Ich gebe allen recht, die sagen: Jede Aggres­
sion, jede kriminelle Handlung, ob internationale 
Menschenrechtsverletzungen oder solche auf ei­
genem Boden, müssen geahndet werden. Aber 
schauen Sie sich einmal an, welche Länder denn 
alle besetzt sind! Es kommt eine sehr lange Liste 
heraus - da kann man auch fragen, warum denn 
in diesen Fällen kein Inter.~sse herrscht, Krieg zu 
machen -: Eritrea von Athiopien mit Beihilfe 
der UdSSR, Tibet von China, Panama von den 

USA, Grenada von den USA, Guantanarno von 
den USA, Gaza und die West-Bank von Israel. 
Westsahara von Marokko. Neukaledonien von 
Frankreich. Malwinen von Großbritannien. Die­
go Garcia von den USA, Palau - da sind die gro­
ßen Flugzeugträger der USA - von den USA, 
das Mururoa-Atoll von Frankreich - dort wer­
den ständig Atomtests gemacht -, das Bikini­
Atoll - dort werden von den USA Menschenver­
suche veranstaltet; eine ganze Volksgruppe wurde 
dort radioaktiv verseucht; ein Land. das sich eine 
fremde Macht angeeignet hat, um Atomversuche 
zu machen -, Französisch Guyana. das sich die 
Franzosen in Südamerika behalten. um weiterhin 
ihre europäischen Raketen zu starten. ihre Ari­
ane, das Baltikum von der UdSSR. Nordirland 
von Großbritannien, Kuwait vom Irak, Libanon, 
Syrien, Israel und Westguinea und Ost-Timor von 
Indonesien. 

Meine Damen und Herren! Das sind alles Län­
der. die besetzt sind, alles Länder. die von frem­
den Mächten besetzt sind. Da hat die UNO offen­
sichtlich aus verschiedenen politischen Gründen 
noch nicht dazu gefunden, Resolutionen zu ver­
fassen und auch klare Sanktionen vorzuschrei­
ben. 

Aber in diesem Fall zittert die Welt. und wir 
warten nicht auf den Befehl des UNO-Generalse­
kretärs. nicht des UNO-Sicherheitsrates. wir war­
ten zitternd auf den Befehl aus Washington, mei­
ne Damen und Herren. Und wir leisten unseren 
bescheidenen und kläglichen Beitrag dazu. das 
auch noch zu rechtfertigen. 

Meine Damen und Herren! Wenn es so wäre, 
daß heute am Golf Krieg geführt würde. und 
Hussein wäre dabei, kriegerisch Saudi-Arabien 
einzunehmen. weiter Krieg zu führen, dann wür­
de ich Ihnen recht geben. Aber es ist im Augen­
blick nicht Krieg. Es ist ein fürchterlicher Zu­
stand der Menschenrechtsverletzung. Aber in all 
diesen Ländern. die ich Ihnen angeführt habe. 
trifft das ebenso zu. Und wer in den USA sitzt 
dort und will bereits Krieg machen in Panama. 
Grenada, Gaza, West-Bank? - Bitte, meine Da­
men und Herren. niemand! Da versuchen wir 
nicht, unsere Neutralität neu zu überdenken. Das 
haben wir nicht notwendig. Aber wir zittern vor 
einem Mann, vor einer Nation, und das halte ich 
für unwürdig. 

Ich halte nichts von einem billigen Anti-Ameri­
kanismus. weil ich - ich kann das nur historisch 
betrachten - sehr froh darüber bin, daß damals 
im Zweiten Weltkrieg die USA auf seiten der 
Menschenrechte gegen Hitler waren. Aber wir 
müssen trotzdem ganz klar sagen, daß diese Aus­
einandersetzung durch nichts gerechtfertigt ist. 
Bitte überdenken Sie diesen sehr, sehr leichtsinni­
gen Schritt! (Beifall bei den Grünen.) 15.32 

10. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)34 von 36

www.parlament.gv.at



620 Nationalrat XVIII. GP - W. Sitzung - 16. Jänner 1991 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Pilz. 
Ich erteile es ihm. . 

15.3;2 
Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Meine Damen 

und Herren! Sie fühlen sich offensichtlich gestört. 
Ich kann Ihnen eines versichern: Wir werden Sie 
weiter stören. Wir werden Sie heute stören, wir 
werden Sie morgen stören. Wir werden Sie noch 
viele Jahre in diesem Parlament stören. Wir wer­
den Sie weiter mit Demokratie belästigen (Abg. 
5 c h war zen be r ger: Die Wähler h'erdell Ih­
ren Einzllg ins niichste Parlamelll slören.' ), bis zu 
dem Tag, meine Damen und Herren, an dem Sie 
zur Kenntnis nehmen, daß in diesem Parlament 
Demokratie und nicht der "Panzerparlamentaris­
mus" der beiden Koalitionsparteien, der beiden 
"Bananenfraktionen" in diesem Haus stattfindet. 
Das werden Sie zur Kenntnis nehmen müssen! 
(Beifall bei den Griillen.) 

Wenn Sie die Geschäftsordnung zur Vergewal­
tigung dieses Parlaments mißbrauchen, dann wer­
den wir die Geschäftsordnung ausnützen, um 
doch Debatten in diesem Haus zu ermöglichen. 
- Das ist das eine. 

Das Zweite, meine Damen und Herren: In ei­
nem Punkt sind wir sicherlich einer Meinung. Es 
muß alles Menschenmögliche und Sinnvolle ge­
tan werden, um einen der schrecklichsten Dikta­
toren und Massenschlächter dieser Welt in die 
Schranken zu weisen und, wenn es nur irgendwie 
geht, zu stürzen. Jeder muß das Menschenmögli­
che tun und das politisch Mögliche tun, um dazu 
beizutragen, daß das Regime von Saddam Hus­
sein gestürzt wird. Aber es geht um den Sturz des 
Regimes von Saddam Hussein, oder geht es um 
etwas ganz anderes? Das hätten wir in Ausschüs­
sen mit Experten besprechen, beraten sollen. Und 
wir hätten beraten sollen - ich habe Außenmini­
ster Mock einige Male darum ersucht und einige 
Male darauf hingewiesen -, wie wir zum Beispiel 
durch Unterstützung der inneren Opposition, 
zum Beispiel durch Unterstützung des Wider­
standes von Millionen Kurden, die um ihr Überle­
ben im Irak kämpfen, die mit Giftgas bekämpft 
werden, die von der Ausrottung, von der physi­
schen Ausrottung bedroht sind, das System in 
Bagdad destabilisieren und möglicherweise stür­
zen hätten können, indem wir den demokrati­
schen und den kurdischen Widerstand im Irak 
unterstützen. (Abg. M a r i z z i: Auch das ist 
Krieg!) 

Wir werden hoffentlich heute bei der Debatte 
hören, daß es den USA und anderen Ländern 
überhaupt nicht um Demokratie in diesem Land 
geht. Der ehemalige Präsident Nixon hat sehr, 
sehr klar gesagt, es geht um Wirtschaft, um Öl; 
Menschenrechte und Demokratie sind Wurscht. 
Ja, meine Damen und Herren, und für das wollen 

Sie die österreichische Neutralität opfern, für das 
wollen Sie das Kriegsmaterialgesetz durchlö­
chern? 

Ich sage Ihnen noch eines: Sie tun Ihrem Bun­
deskanzler und einigen Mitgliedern der Regie­
rung ziemlich etwas an mit Ihrem parlamentari­
schen Fahrplan. Wissen Sie, was das letzten En­
~\es bedeutet, wenn das Parlament morgen die 
Anderung dieser beiden Gesetze beschließt und 
damit Anlaßgesetzgebung betreibt? - Letzten 
Endes - ins Deutsche, ins Politische übersetzt -
heißt der Beschluß, der morgen zu befürchten ist: 
Eine Mehrheit des Nationalrates stellt mit Be­
schluß fest, daß sich einige Mitglieder der Bun­
desregierung, Bundeskanzler Vranitzky, Außen­
minister Mock, Verkehrsminister Streicher, Ver­
teidigungsminister Fasslabend und der ehemalige 
Verteidigungsminister Lichal, mit großer Wahr­
scheinlichkeit nach Strafgesetzbuch und nach 
Kriegsmaterialgesetz strafbar gemacht haben. Sie 
fassen einen Beschluß, in dem Sie feststellen, daß 
wir mit großer Wahrscheinlichkeit einen krimi­
nellen Bundeskanzler und einige kriminelle Mit­
glieder der Bundesregierung haben. Ich weiß 
nicht, was Sie sich dabei gedacht haben - eigent­
lich sollten wir als Opposition ja froh darüber sein 
-, daß Sie einen politischen Beschluß fassen, der 
nichts anderes heißt als: Bundeskanzler, Außen­
minister, Verkehrsminister, Verteidigungsmini­
ster und Zweiter Präsident des Nationalrates sind 
in etwa 1 500 Fällen strafrechtlich fällig, sind kri­
minell geworden. Das haben Sie sich offensicht­
lich nicht überlegt. 

Es gibt zwei Möglichkeiten, meine Damen und 
Herren. Entweder reicht die gesetzliche Grundla­
ge daf~r aus, daß amerikanisches Kriegsmaterial 
über Osterreich transportiert wird. Dann brau­
chen wir die Gesetze nicht zu ändern. Dann ist 
alles, was Sie hier an Vergewaltigung des Parla­
ments inszenieren, überflüssig. Oder es reicht 
nicht aus und Gesetze sind gebrochen worden. Na 
bitte schön, damit sprechen Sie einen parlamenta­
rischen Schuldspruch, der auch noch die Gerichte 
zu befassen hat. Und ich werde überlegen, ob wir 
nicht 141 Abgeordnete dieses Hauses, die wahr­
scheinlich diesen Beschluß fassen, bei dem Straf­
verfahren, das wir gegen die Mitglieder der Bun­
desregierung eingeleitet haben, als Zeugen bean­
tragen und nominieren werden. Sie sind die be­
sten Zeugen mit Ihrer politischen Vorgangsweise 
dafür, daß der Verdacht sehr konkret ist, daß 
Vranitzky, Mock und Co straffällig geworden 
sind. (Abg, Dr. 5 c h w im m e r: Bei eitler Zeugell­
aussage kann ich '.i'enigstens olme Ordnungsruf sa­
gen. was ich vom Pilz denke!) 

Es gibt eine dritte Möglichkeit, und mit der 
werden Sie heute wahrscheinlich kommen, daß 
die rechtliche Basis unklar ist und daß das jetzt 
geklärt werden muß, damit strafrechtlich nichts 
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passiert. Wissen Sie, was das heißt? - Daß ein 
Mitglied der Bundesregierung oder ein Bundes­
kanzler hergeht und im nachhinein sagt: Wir ha­
ben gewußt, daß die rechtliche Basis unklar ist, 
daß wir möglicherweise kriminell gehandelt ha­
ben, wir haben uns trotzdem dafür entschieden, 
möglicherweise kriminell geworden zu sein, und 
ersuchen jetzt den Nationalrat, das Ganze gesetz­
lich zu reparieren. 

Meine Damen und Herren! Mit dieser Vor­
gangsweise, die Sie hier vorexerzieren, haben Sie 
nicht nur das Parlament desavouiert, sondern ha­
ben Sie die gesamte Bundesregierung oder wenig­
stens ihre wichtigsten Mitglieder in den Verruf 
gebracht, mehrfache, tausendfache kriminelle 
Handlungen begangen zu haben. Der Herr Bun­
deskanzler soll sich persönlich bei Ihnen dafür 
bedanken. I Beifall bei den Grünen.) } 5.37 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. 

Wir gelangen zur A b s tim m u n g. 

Ich ersuche jene Abgeordneten, die den Ein­
wendungen Rechnung tragen wollen, um ein Zei­
chen der Zustimmung. - Das ist die M i nd e r -
he i t. (Abg. M ar i z z i: Sieben waren's.' - Abg. 

Sc h war z e fl be r ger: Nicht zehn, sondern 
flur sieben.') 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sitzung 
die Selbständigen Anträge 581 Abis 63/ A einge­
bracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 290/1 bis 292/1 einge­
langt. 

Die n ä c h s te Sitzung des Nationalrates be­
rufe ich nunmehr für 15.45 Uhr, das ist also 
gleich im Anschluß an diese Sitzung, ein. Es 
bleibt bei der Tagesordnung, die den Abgeordne­
ten schriftlich vorliegt: 

1. Erklärungen des Bundeskanzlers betreffend 
die Lage in der Golfregion sowie im Baltikum 
und des Bundesministers für auswärtige Angele­
genheiten zu aktuellen außenpolitischen Fragen, 
die sich im Zusammenhang mit den Ereignissen 
im Baltikum und in der Golfregion ergeben, 

2. Bericht des Verfassungsausschusses über die 
Regierungsvorlage (36 der Beilagen): Bundesge­
setz, mit dem das Bundesministeriengesetz 1986 
geändert wird (40 der Beilagen). 

In dieser Sitzung findet keine Fragestunde statt. 

Die jetzige Sitzung ist g e sc h los sen. 

Schluß der Sitzung: 15 Uhr 39 Minuten 

Verzeichnis der Ausschußmitglieder und Ersatzmitglieder laut den von den Klubs eingereichten 
Listen (siehe bitte S. 157, 3. Sitzung) 

Ausschuß für verstaatlichte Betriebe 
(Konstituierende Sitzung: 16. l. 1991) 

Mit g I i e der: 

S P Ö: GradwohL Anna Huber, Koppler, Ma­
rizzi, Nürnberger, Oberhaidinger, Resch, Sigl, 
Ing. Tychtl, WaHner 

Ö V P: Burgstaller, Freund, Mag. Corclula Frie­
ser, Dr. Frizberg, Heinzinger, Dipl.-Ing. Kaiser, 
Ingrid Korosec, Franz Stocker 

F P Ö: Dkfm. Holger Bauer, Fischi, Meisinger, 
Rosenstingl 

G r ü n e: Dr. Pilz 

E r s atz mit g I i e der: 

S P Ö: Ecler, Mag. Brigitte Ederer, Dr. Heindl, 
Hums, Parnigoni, Schmidtmeier, Seidinger, Ver­
zetnitsch, Wolfmayr 

Ö V P: Auer, Ing. Dittrich, Dr. Eumayer, Ing. 
Helbich, lng. Kowald, Kraft, Dr. Lackner, Dr. 
Taus 

F P Ö: Böhacker, Dolinschek, Ing. Murer, 
Dipl.-Ing. Schmid 

G r ü n e: Wabl 
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